118. Dienſtag 


der Hof⸗ Buchdruckerei 


Druck und Verlag 


Inland. 


Berlin den 22. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Kauwmergerichts⸗Seeretait Juſtizrath Thorbecke bei ſeiner Verſetzung in 
den Ruheſtand den Charakter als Geheimer Kanzlei⸗Rath; dem bei dem Kurmär⸗ 
liſchen Pupillen-Kollegium angeſtellten Depoſital⸗Rendanten Paul den Charakter 
als Rechnungs⸗Rath; und dem Polizei- Präfidial- Serretair W. 5 riedrich in 
Berlin als Kanzlei-Rath zu verleihen. f 


Se. Durchlaucht der Prinz Friedrich zu Heſſen⸗Kaſſel, iſt nach Dei 
fan; Se. Excelleuz der Wirkliche Geheime-Rath und Ober⸗Präſident der Provinz 
Pommern, von Bonin, nach Karlsbad; und Se. Erlaucht der Graf Hein⸗ 
rich von Schönburg⸗ Glauchau, nach Glauchau abgereiſt. 


Berlin. — Vom Abg. v. Veckerath iſt hier auf vielſeitigen Wunſch eine 


Lithographie erſchienen, die in Bezug auf Aehnlichkeit ſehr gelungen genannt wer⸗ 


den kann. — Im Verlage der Haude⸗ und Spenerſchen Buchhandlung (S. J. Jo 
ſephy) hat jo eben eine höchſt intereſſante „Denkſchrift an die hohe Preuß. Stände: 
Verſammlung in Betreff der Schleswig⸗Holſteiniſchen Angelegenheit“ 
die Preſſe verlaſſen, deren Verfaſſer nicht genannt wird, jedoch ein hochgeſtellter 
Mann ſein ſoll. Unter anderm heißt es darin Seite 5: „Wenig allgemeine 
Satze haben in der öffentlichen Meinung Deutſchlands eine fo große Gemein⸗ 
überzeugung erlangt, als der, daß Preußen nicht blos die Macht, ſondern, ſei⸗ 
ner ganzen inneren und äußeren Lage nach, auch den entſchiedenſten Beruf habe, 
überhaupt das Organ deutſch⸗nationaler Beſtrebungen zu fein. Wir können es 
füglich dahingeſtellt ſein laſſen, dieſe Auffaſſungen in Beziehung auf eine Reihe 
anderer Fragen zu erörtern; in der Schleswig⸗Holſteinſchen Sache jedoch ſcheinen 
die Verhaͤltniſſe allerdings der Art, daß Preußen zugleich im Stande und auf 
das Dringendſte veranlaßt iſt, den Erwartungen der nationalen Richtung in 
Deutſchland zu entſprechen.“ 
Von Seiten der Judenſchaft faſt der ganzen Monarchie wird eine unbefchreib- 
liche Rührigkeit entwickelt, um bei dem Vereinigten Landtag ihrer Sache einen 
günſtigen Erfolg zu ſichern. Die dunklen Gerüchte von dem Geſetzentwurf über 
die Juden haben dieſe an allen Enden der Monarchie aufgeſchreckt und zahlreich 
finden ſich hier Deputirte ein, um an Ort und Stelle geeignete Schritte zur Abs 
wendung dieſes projectirten Geſetzes zu thun. Von den vielen Broſchüren, die 
über dieſe Angelegenheit erſchienen, nimmt gegenwärtig beſonders eine in Leipzig 
gedruckte, wie man vermuthet, aus Breslau herrührende, das Intereſſe in hohem 
Maße in Auſpruch. Sie befindet ſich in den Händen aller Landtags-Mitglieder, 
und enthält eine geiſtvolle Beleuchtung des gegenwärtig projektirten, und des 
1812 emanirten Geſetzes über die Verhaältniſſe der Juden. Mit Vergnügen be⸗ 
merkt man unter den auweſenden jüdiſchen Deputirten auch den als tharkräftig be- 
kannten Dr. Geiger aus Breslau, der hier beſonders eine eifrige Thätigkeit zeigt. 
Auf die Landtagsverhandlungen über das Judengeſetz iſt man hier auch in allen 
chriſtlichen Kreiſen ſehr geſpannt, weil man mit Recht vermuthet, daß hier, wie 
nirgends ſonſt, die ſchroffſten Gegenſaͤtze einander zu bekämpfen haben werden. 
Berlin — Nächſt dem Bilde des Abgeordneten v. Beckerath iſt nun 
auch das Bild des weſtphäliſchen Abgeordneten v. Vincke lithographirt und im 
Buchhandel erſchienen. Binde iſt der Sohn des vor einigen Jahren verſtorbenen 
Ober- Präſidenten dieſes Namens und dürfte feinem Anſehn nach kaum in den 
Vierzigen fein. Zur Zeit der Julirevolution findiste er in Bonn die Rechte. Nach 
dem Tode des Vaters ging deſſen Gut auf ihn über, welches eine nährende, wenn 
gleich feine übergroße Rente abwirft. Seine ritterlichen Standesgenoſſen haben 
ihn mit dem Ehrenamte eines Landraths betraut, welches er ſchon ſeit mehreren 
Jahren verwaltet. Als ſicher wird mitgetheilt, daß Miniſter Bodelſchwingh ihm 
im Miniſterium des Innern eine Geheimerathsſtelle übertragen habe, welche ſei⸗ 
nerſeits jedoch abgelehnt wurde. — Dieſer Tage iſt plötzlich der Cheſ einer un⸗ 
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ſerer erſten Holzhandlungen verſchwunden, nachdem er mehrere falſche Wechſel, im 
Betrage von 85,000 Rthlrn. an den Mann zu bringen wußte. Seine Firma 
ſtaud hier in fo gutem Renommee, daß es ihm nicht ſchwer wurde, den Betrug 
ohne ben mindeſten Verdacht auszuführen. — Auf dem Markt dauerte die Ge⸗ 
treidezufuhr in auffallender Weiſe fort, was wieder ein Sinken der Getreidepreiſe 
bewerkſtelligte. Es zeigte ſich dabei noch immer wenig Kaufluſt, weil hier der 
Bedarf gar nicht ſo groß iſt und die Konſumenten in der Hoffnung täglich beſtärk⸗ 
ter werden, daß das Getreide bald noch bedeutender ſinken müſſe. r 

Die vor einiger Zeit gegen den Profeſſor Michelet wegen eines Zeitungs⸗ 
artikels erfolgte Auflage auf fahrläſſige Behandlung ſeiner Amtspflichten, worüber 
ich Ihnen früher umſtändlicher ſchrieb, iſt jetzt ſeht zum Nachtheile dieſes verdien⸗ i 
ten Lehrers unſerer Univerſität eutſchieden worden. Das Miniſterium der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten hat im umfaſſendſten Sinne den Beamten⸗Charakter 
des Verſaſſers jenes Aufſatzes (in der Voſſ. Ztg.) dabei in Anſpruch nehmen wol⸗ 
leu, indem es die allerdings irrthümlich vorgebrachte Behauptung, daß das Mi⸗ 
niſterium die Franzöſiſch⸗ reformirte Kirche in Königsberg „geſchloſſen habe, als 
ein amtliches Vergehen gegen die dem Verfaſſer ſelbſt vorgeſetzte höchſte Behörde 
aufgefaßt hat. Michelet's Vertheidiger, der Advocat- Anwalt des hieſigen Rhei⸗ 
niſchen Kaſſationshofes, Herr Reuſche, hat zwar die Betheiligung des Amtes bei 
jenem Zeitungsartikel mit kräftigen Gründen auf die Seite zu ſchieben geſtrebt. 
Indeſſen aber gewann die Auſicht einer begangenen „Amts-Verlezung“ dennoch 
die Oberhand und begründete den bei Sr. Majeſtät eingegebenen Antrag des Mi⸗ 
niſteriums, den Prof. Michelet ſeines Lehramtes bei der hieſigen Univerſität zu 
erſetzen, welcher Beſchluß indeß von dem Könige im Gnadenwege dahin abgeän⸗ 
dert worden iſt, daß die Amtsentſetzung Michelet's allerdings als ein Straferkennt⸗ 
niß auszusprechen, jedoch vorläufig nicht wirklich zu vollziehen ſei, fondern erſt 
dann gegen ihn in Kraft treten ſolle, wenn Michelet das zweite Mal eines ahn⸗ 
lichen Vergehens ſchuldig befunden würde. — Der Univerſitäts⸗Senat, dem Pro⸗ 
fejlor Both als zeitiger reetor magnificus präſidirt, will dagegen Schritte thun, 
um ſeine Selbſtſtändigkeit gewiſſermaßen zu ſchützen. 

Berlin. — Wir können nicht anders, als mit großer Befriedigung auf 
eins der Reſultate des Vereinigten Landtages hinweiſen, welches vielleicht 
Manchem weniger bedeutend erſcheint, nach unſerer Meinung aber nur zu ſegens⸗ 
reichen Folgen führen kann. Durch das längere Verweilen ſo vieler trefflicher 
und tüchtiger Manner aus allen Provinzen des Landes iſt nämlich ein näheres 
Verſtänduiß zwiſchen der Hauptſtadt und den verſchiedenen Landestheilen ange⸗ 
bahnt, welches zunächſt auf die Haupiſtadt belebend und kräftigend zurückwirkt, 
indem die hiefigen Einwohner, denen ein näherer Verkehr mit den Provinzen nicht 
möglich war, bemerkt haben, wie reges Leben ſich in allen Städten und Landge⸗ 
meinden zeige, wie tüchtige Männer dieſe zu dem Vereinigten Landtage abgeord⸗ 
net: denn wer hätte nicht mit der höchſten Genungthuung die letzten Verhandlun⸗ 
gen über die bäuerlichen Verhältniſſe geleſen? Auf der andern Seite war 
in den Städten des Landes Berlin bisher als theilnahmlos gegen ihre Beſtrebungen 
geſchildert, wogegen die Deputirten jetzt dieſe vermißte Theilnahme auf unerwar⸗ 
tete Weiſe hier tiefgewurzelt finden. Auf dieſes nähere und innigere Verſtaͤndniß 
haben wir daher hinweiſen wollen, indem daſſelbe ein klareres Bewußtſein über 
die wahren Bedürfuiſſe des Laudes herbeiführen und alle wirklichen Fortſchritte 
auf diejenige Baſis ſtellen wird, welche allein dauernde Inſtitutionen begründen 
kann; fortan wird Berlin auch im geiſtigen Bewußtſein die Hauptſtadt des Landes 
zu nennen ſeyn. 

Aus Königsberg vom 14. Mai ſchreibt die Gumbinner Zeitung: „Die 
Polizeibehörde hat die hieſigen Freie vangeliſchen aufgeforbet, den geſetzlichen 
Beſtimmungen des Religionspatents vom 30. März, beſonders den 88. 13 und 
17, binnen drei Tagen zu eutſprechen. Die Freievangeliſchen haben der Behörde 
geantwortet, daß ſie ſich uur von der Herrſchaft des Conſiſtoriums losgeſagt, nicht 
aus der evangeliſchen Kirche ausgetreten ſeien, ſonſt konnten ſie ja auch nicht Mit⸗ 
glieder des Guſtav⸗Adolf⸗Vereins bleiben.“ 
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Königsberg. — Die Regierung hat durch den Herrn Ober-Präſidenten 
dem hieſigen Magiſtrat 4800 Scheffel Roggen, à 3 Athlr., überweiſen laſſen, 


welche aus den Magazinen des Königlichen Proviant-Amts in Empfang genommen 


werden können. Den Bäckern der Stadt ſollen beſtimmte Quantitäten abgelaſſen 
werden, die davon eine Anzahl von Brodten von größerem Gewichte und zu ge⸗ 
ringeren Preiſen backen und an bedürftige Perſonen, gegen Marken der Armen- 
Kommiſſton, vertheilen ſollen. Der letzteren ſind auch vorläufig 6000 Kepler. 
aus den Kommunal⸗Fonds zur Dispofition geſtellt, um Saat⸗Kartoffeln anzukau⸗ 
fen und unbemittelten Bewohnern der Stadt zum Preiſe von 1 Rthlr. pro Scheffel 
zu verkaufen. ’ 0 
Die zwölf erſten mit Getreide beladenen Wittinnen ſind geſtern hier eingelau⸗ 
fen. Der Pregel iſt mit Schiffen aller Art und aus allen Ländern bedeckt 
Stettin. — (Börſ. Nachr.) Am 15. Mai trat das neue, der Poſtbe— 
hörde gehörige elegante Dampfſchiff, „der Preußiſche Adler“, von hier aus ſeine 
erſte Reiſe nach St. Petersburg an. Es befanden ih 55 Paſſagiere, die zum 
Theil aus ſehr entfernten Gegenden Deutſchlands (Württemberg ꝛc.) herbeigekom— 
men waren, und eine nicht unbedeutende Menge von Frachtgütern an Bord. 
: Stargard den 17. Mai. Leider iſt der Befehl ergangen, daß die 4. 
Diviſion ſchon am 20. d. nach Bromberg abrücken ſoll. Stargard, ſeit beinahe 


zwei Jahrhunderten in allen ſeinen Verhältniſſen mit dem Militär verwachſen, 


bleibt vorläufig ohne Garniſon. Wenn für dieſen außerordentlichen Verluſt kein 
Erſatz ermittelt wird, ſehen wir einer traurigen Zukunft entgegen. 

Von der Netze den 20. Mai. In hieſiger Gegend macht es viel Aufſehen, 
daß die römiſch⸗kathol. Geiſtlichen ſelbſt von den exkommunicirten Perſonen Beiz 
träge zu der römiſch⸗kathol. Schule ſogar erecutiviſch beitreiben laſſen. Am mei⸗ 
ſten Aufſehen macht es, daß ſogar der Pfarrer Czersti bereits durch Execution 
gedrängt wird, weil er den Beitrag zu der römiſch⸗kathol. Gemeinde nicht zahlt. 
Ein Schreiben deſſelben, worin er ſich hierüber bei dem hieſigen Magiſtrat be— 
ſchwert, iſt dem Ref. zu Geſicht gekommen, und da es charakteriſtiſch genug iſt, 
fo dürfte es nicht unintereſſant ſein, wenn es hier mitgetheilt wird. Es lautet: 
Einem Wohllöblichen Magiſtrat zeige ich ergebenſt an, daß ich der Aufforderung 
an die hieſige roͤmiſche Schule 3 Thlr. Schulgeld zu entrichten, nicht nachkommen 
kann, weil es wider mein Gewiſſen iſt, durch irgend einen Beitrag römiſche Zwecke 
fördern zu helfen. Auch habe ich nie zu der römiſchen Schulſocietät gehört, ſon— 
dern ich war vielmehr, während ich noch in römiſchem Dieufte als Geiſtlicher fand, 
von jedem Schulbeitrage, jo wie von andern Abgaben erimirt und nach römiſchen 
Grundsätzen verbleibt mir der geiſtliche Charakter und kann ich alſo nach römiſchen 


Grundſätzen von der römiſchen Partei zur römiſchen Schule beizutragen nicht an⸗ 1 


gehalten werden. Ich mache keine Anſprüche auf ſolche Greeptionen, denn ich 
weiß ſehr wohl, daß ein jeder Staatsbürger verpflichtet iſt, allgemein nützliche 
Zwecke fördern zu helfen. Ich will aber meinen Beitrag nur zu ſolchen Zwecken 
geben, die fördern zu helfen nicht wider mein Gewiſſen iſt. Ich bin von der rö— 
miſchen Parthei in allen Kirchen der Provinz öffentlich excommunieirt, das iſt: 


für Zeitlichkeit und Ewigkeit verdammt, verſtoßen und nach römiſchen Grundſätzen, 


darf kein römischer Chriſt mit mir umgehen, eſſen, ſprechen ze. (denn anders bes 
geht er eine ſchwere Sünde, verfällt ſelbſt in Excommunication und nur der h. 
Vater in Rom, der Stellvertreter Gottes anf Erden, kann einen ſolchen armen 
Sünder wiederum begnadigen), ſondern jeder römiſche Chriſt hat vielmehr die 
Verpflichtung mich zu verfolgen, zu verabſcheuen, meinen und der Meinigen 
Umgang zu meiden. Wie kann ich alſo als ein ſolcher unter dieſen Umſtänden 
von der roͤmiſchen Schule, die zu erhalten ich durch einen Beitrag mit verpflichtet 
fein ſoll, Gebrauch machen? Vorerſt müßten die Behörden einem ſolchen römi— 
ſchen Unweſen ſteuern und ihre Untherthanen nicht öffentlich beſchimpfen laſſen, be- 
vor man verpflichtet fein könnte, zur römiſchen Schule einen Beitrag zu geben. 
Es ſteht demnach der römiſchen Partei kein Recht zu, von mir für ihr römiſches 
Schulweſen einen Beitrag zu fordern, auch kann Ein Wohllöblicher Magiſtrat 
mich nicht einer Schul⸗Societät einverleiben, der ich nie angehört habe, und, der 
anzugehören, ich für eine Sünde halte. Was das miniſterielle Reſeript auf un— 
ſere Eingabe um Befreiung vom Schulbeitrage an die römiſche Schul-Societät 
anbelangt, jo beſagt daſſelbe nur, daß diejenigen, welche bis dahin der römi- 
ſchen Schul⸗Societät angehört haben, bei derſelben jo lange verbleiben ſollten, 
bis von der competenten Behörde andere Beſtimmungen über ſie getroffen ſein 
würden; ich habe aber der römiſchen Schul-Societät nie angehört und kann nach 
Allem dem an die Römiſche Schule keinen Beitrag zahlen, weil es wider mein 
Gewiſſen iſt. u. ſ. w. (Schleſ. Itg.) 

Gneſen. — Die Mittheilung, daß der Gutsbeſitzer Napoleon von Ko⸗ 
Szutskti zu Modliſzewo, von 2 Leuten ſeines Dienſtperſonals ermordet worden, 
entbehrt vollſtändig der Wahrheit, es kann vielmehr auf Grund einer amtlichen 
Mittheilung verſichert werden, daß Napoleon von Koszutski am Schlagſluß plötz⸗ 
lich verſtorben iſt und ſein Tod durchaus mit keiner Gewaltthätigkeit oder einer an— 
dern ſtraſbaren Handlung in Verbindung geſtanden habe. 

— 


Dir et 1,0 
Von der Elbe. — (K. 3.) Von Eugliſcher Autorität erfahren wir, 
daß eine offizielle Kündigung des Handelsvertrags vom 3. März 1841 von Sei⸗ 
sen Preußens in London bis vor Kurzem moch micht erfolgt ſei. Wohl if 
man in London darauf gefaßt und ſchenkt den einſtimmigen Nachrichten der Zei⸗ 


tungen völligen Glauben. England will indeß nicht zugeben, daß ihm mit einer 
Erneuerung des Vertrages viel gedient geweſen; vielmehr ſucht es über das Auf- 
hören deſſelben ſeine vollkommene Zufriedenheit auszudrücken und meint, daß 
Preußen, welches die Benutzung der Häfen zwiſchen Maas und Elbe verliere und 
mit den Nationalhäfen wieder auf ſeinen ſchmalen Küſtenſtrich an der Oſtſee ber 
ſchräukt werde, ſich dabei am ſchlechteſten ſtehen müſſe. Es läßt ſich auch nicht 
leugnen, daß die Gleichſtellung der Nordſeehaͤfen mit den nationalen von der 
Preußiſchen Rhederei eifrig benutzt worden iſt und denſelbeu die Gelegenheit zu 
nicht unbeträchtlichen Ausfuhren nach England und zumal den Guglifchen Kolos 
nien gegeben hat. Inſofern dieß ohne Erſatz wegſiele wäre allerdings ein Ver⸗ 
luſt zu beklagen, größer als der Wegfall der priviligttken Zucker⸗ und Reiseinfuhr 
von England. Allein einen Erſatz muß man doch erwarten, ſonſt würde an 
Aufkündigung nicht gedacht werden. Der Vorgang Hannovers beweiſt, daß 
Handelsverträge mit transatlantiſchen Ländern recht wohl thunlich ſind, wenn 
man nur einmal über ein feſtes Handelsprinzip mit ſich einig und klar 
geworden iſt. Dieſe Einigkeit und Klarheit fehlte alſo bei unſerer Politit des 
Zollvereins bis jetzt und es wäre vielleicht ganz gut, wenn durch das Aufhören 
des Engliſchen Vertrags die Nothwendigkeit entſtünde, daß man ſich endlich für 
eine beſtimmte Richtung nach genauer Erörterung des wirklich ſofort Ausführbaren 
verſtändigte. — 

Weimar. — (N. K.) Der Gütertransport und Perſonenverkehr auf der 
Thüringiſchen Eiſenbahn iſt über alle Erwartung groß und vermehrt ſich natürlich 
immer mehr, je weiter ſie eröffnet wird. Im vergangenen Monat allein ſind 
von hier bis Halle weit über 28,000 Perſonen befördert worden. Der Bau 
dieſer Schienenſtraße geht immer mehr feiner Vollendung entgegen. So iſt wieder 
die Bahnſtrecke von Erfurt bis Gotha dem öffentlichen Verkehr übergeben worden, 
nachdem einige Tage früher die erſte Probefahrt bis dahin unternommen worden. 
Wie es heißt, wird die Eröffnung der Schienenſtraße bis Eiſenach im nächſten 
Monat erfolgen und da auch die Arbeiten an der Friedrich- Wilhelms-Nordbahn 
eifrigſt betrieben werden, ſo dürfte der Zeitpunkt nicht mehr in allzuweiter Ferne 
liegen, wo das Herz Deutſchlaüds mit den entfernteſten Ländern des Oſteus und 
des Weſtens näher verbunden wird.. 

Von der ſächſiſchen Grenze. Es hat einiges Aufſehen gemacht, daß 
vor einiger Zeit eine ganze Gemeinde, die von Gelenau in der Gegend von 
Annaberg, ſich zum Uebertritt zum Deutſch-Katholieismus gemeldet hat, 
Die Veranlaſſung dazu war, daß der Kirchenpatron dieſer Gemeinde ihr einen an⸗ 
dern Pfarrer geben wollte, als den ſie zu erhalten wünſchte, und von den Staats⸗ 
und Kirchenbehörden in feinem Rechte natürlich geſchützt ward. Es foll, wie auch 
Berichte, die dieſem Beginnen der Gemeinde günſtig find, einräumen, gegen den 
Pfarrer nichts einzuwenden geweſen ſein, aber der zeitherige Pfarrvicar hatte ſich 
die Zuneigung der Gemeinde ſo ſehr erworben, daß ſie ihn und nur ihn zu be⸗ 
halten wünſchte, Alles aufbot, um das durchzusetzen, und endlich jenen Schritt, 
mit dem ſie ſchon vorher gedroht hatte, ausführte Neuerdings leſen wir nun 
im Frankfurter Journal, es ſei ein ziemlicher Theil jener Gemeinde von dem frag- 
lichen Vorſatze wieder abgegangen. run 

Leipzig. — Einer Angabe im „Dresdner Korreſpondent“ zufolge haben 
ſaͤmmtliche Unteroffiziere, welche Mitglieder des Dresdner Turnvereins waren, 
auf Befehl ihrer Obern aus demſelben austreten müſſen. f 

Bremen den 18. Mai. Die Poſenſchen Altlutheraner ſcheinen ſich zur 
Abreiſe zu rüſten; ſeit einiger Zeit hält ſich ihr Pfarrer Oſter hier auf, um die 
nöthigen Vorbereitungen zu treffen. Sie gehen bekanntlich nach Adelaide in Süd⸗ 
Auſtralien. : - 

Hannover — Se. Kaiferlihe Hoheit der Großfürſt Konftantin von Ruß⸗ 
land ift am 18. Mai von hier nach dem Haag abgereiſt. re 

Stuttgart. — Zu den ſchlimmſten Nachklängen der bedauerlichen Vorfälle 
des 1. und 3. Mai gehört eine ziemliche Spannung zwiſchen Militair und Bür⸗ 
ger, da das Benehmen vieler Soldaten gegen ruhige und ehrbare Bürger eine 
nicht unbedeutende Erbitterung hervorgerufen hat. | 1 

Eine Württembergiſche Verordnung vom 13. Mai verfügt die Errich⸗ 
tung bürgerlicher Sicherheitswachen, die jedoch keine permanente Einrichtung 
ſein, ſondern nur für die Dauer „der gegenwärtigen außerordentlichen Zeitum⸗ 
ſtände, aus den rechtlich geſiunten Einwohnern gebildet werden ſollen. 4 

München den 16. Mai. Vom herrlichſten Wetter begünſtigt, fand geſtern 
Abend hier ein großer Fackelzug ſtatt, welcher mit Allerhöchfter Gtlaubniß don 
Seiten eines höchft achtbaren Theiles unſerer Studenteuſchaft, nämlich von den 
Mitgliedern der fünf geſetzlich beſtehenden Verbindungen der Baiern, Schwaben, 
Pfälzer, Franken und Iſaren, Se. Majeſtät dem Könige dargebracht wurde. 

Oe ſt er rei ch. a 

Wien den 15. Mai. Se. Kaiſerliche Hoheit der Erzherzog Ludwig, der 

jüngſte der noch lebenden Brüder des verſtorbenen Kaiſers Franz, iſt bedenklich 
unwohl. 
In dieſen Tagen paſſirte hier ein Trausport heimathloſer Zigeuner, die aus, 
Mähren nach der Türtiſchen Grenze geſchafft werden, um ſich dort anzusiedeln; 
es war ein abenteuerlicher Zug, die ſchönen Kinder durchaus nackt, die Männer 
mit dunkelfarbiger Haut und ſtruppigem Bart, die Frauen mit glühendem Blick 
und in bunten Lappen gehüllt: Alles von Bajonetten umgeben. 

Im Prater zeigt man jetzt ein großes Faß, größer als das Heidelberger; es 
faßt 3500 Eimer, loſtet 10,000 Gulden und wurde in Ungarn von einem 
Vötichermeiſter Frankendorfer perfertige. Im Innern muſieltt eine Zigeunerbande. 
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Prag. In det Verſammlung unſerer Stände ward beſchloſſen: 1) den 
Kaifer nochmals anzugehen, die Reſultate der Verhandlungen zum Gebrauche der 
Stände in Druck legen zu dürfen; 2) um Reviſion der Cenſurvorſchriften zu bit⸗ 
ten, damit dieſelben nicht jo veratoriſch wie bisher gehandhabt würden; 3) in 
Fallen, wo der Kaiſer ausnahmsweiſe in Böhmen nicht begüterte Individuen zu 
Oberſtlandesofſizieren ernennen ſollte, auf den traurigen Conflict der ftändifchen 
Gerechtſame mit einer ſolchen Anordnung aufmerkſam su machen. (A. Z.) 

Krakau den 17. Mai. Daß mit unſerm Schulerziehungs- und Unterrichts⸗ 
weſen vielleicht binnen Kurzem weſentliche Veränderungen vorgehen werden, wird 
immer wahrſcheinlicher. Die Deutſche Sprache ſoll ſchon zu Anfang des künfti⸗ 
gen Schuljahres allgemein als Unterrichtsſprache für alle Gegenſtände eingeführt 
werden. Das wird für die Mehrzahl der Lernenden mit mancherlei Beſchwerlich⸗ 
keiten verknüpft fein, indeß der Weizen derjenigen Perſonen, die ſich hier mit dem 
Einbläuen der Deutſchen Sprache ihr Brodt verdienen — natürlich lauter Deut: 
ſche von Geburt, und ſo viel mir wenigſtens bekannt, ſämmtlich Preußen — be- 
trächeli ühen wird. 5 

Pac Frankreich. 
Paris den 18. Mai. Der König und die Königliche Familie haben geſtern 
die Tuilerieen verlaſſen, um ihre Sommer-Reſidenz in Neuilly zu beziehen. 
Seit zwei Tagen ſind auf Befehl des Polizei- Präfekten von Paris mehrere 
Verhaftungen vorgenommen worden. Es befinden ſich unter dieſen Verhafteten 
mehrere Individuen, die ſchon in verſchiedene politiſche Prozeſſe verwickelt geweſen. 
Die hierbei vorgenommenen Hausſuchungen ſollen zur Beſchlagnahme ſehr wichti— 
ger Papiere geführt haben. 3 8 Ber 

Herr Eynard hat, nach den von ihm publizirten Erklärungen, der Griechi⸗ 
ſchen Regierung zwar einen Kredit von 300,900 Frs. auf ein Haus in Paris 
eröffnet, wünſcht deuſelben jedoch nur in dringendem Falle benutzt zu ſehen, da 
die Geldverhältniſſe ſehr ungünſtig wären. Nebenbei empfiehlt er auch Sparſam⸗ 
keit und Rechtlichkeit als ſehr vortreffliche Dinge. 8 

Vorgeſtein erneuerten ſich die Unruhen in Lille. Es wurden anfangs wieder 
Bäckerladen angegriffen, aber bald nahm der Aufruhr einen eruſteren Charakter 
an. Man fing an Barrieren und Barrikaden -Anſtalten zu machen; doch die 
Küraſſiere, von einem ſtarken Platzregen unterſtützt, zerſtreuten die Menge. In 
Vazemmes, einer der volkreichſten Vorſtädte Lille's, warf ſich die Menge mit der 
äußerſten Wuth auf die Bäckerläden, die ganz geplündert wurden. 

Die Nachrichten über den Stand der Getreidefelder lauten günſtig. Das 
Eintreten der Wärme, verbunden mit befruchtendem Regen, ſcheint die üblen 
Einflüſſe der lange anhaltenden Kälte beſeitigt zu haben, ſo daß man ſich zu den 
beſten Hoffnungen berechtigt glaubt 

Die Franzöſiſche Escadre unter dem Kommando des Prinzen von Joinville 
iſt, von den Hyeriſchen Inſeln kommend, am 9. Mai auf der Rhede von Enz 
doume vor Anker gegangen. f 


Auf der Nordbahn werden noch fortwährend Verſuche mit dem Transport 


der Reiterei gemacht, und es hat ſich ergeben, daß man die leichte Reiterei, z. B. 
Huſaren, ganz wohl zu 6 Maun vollſtändig gejattelt und gerͤſtet in einem der 
Viehtransportwagen befördern kann. Die ſchwere Kavallerie iſt nicht fo vollſtän⸗ 
dig gerüſtet fortzuſchaffen. g 
A 1 m Hausſuchungen Statt gefunden, in Folge deren 60 
Spanier, die zum Theil ſchon lägere Zeit dort wohnten, verhaftet wurden. 
In Bordeaux wollte man am 12. Mai die ſichete Nachricht haben, daß die 
Königin von Portugal Liſſabon verlaſſen und ſich auf ein Engliſches Kriegsſchiff 
geflüchtet habe. (2) ; ei 2 N 
Aus Madrid meldet man vom 10. wieder zwei Kanonenſchläge. Dieſe 
vernahm man am 9. Abends um 9 Uhr, an der Puerta del Sol; man ſtürzte 
auch ſogleich hinaus, fand aber nichts. Länger als eine Stunde war Alles da⸗ 
über in Bewegung, indem man natürlich dieſen neuen Doppelknall mit der ein⸗ 
geleiteten Unterſuchung wegen des lekten Doppelkualls in Verbindung brachte. 
Die Patrouillen waren dermehrt, einige Wachtpoſten verdoppelt worden, aber 
das Publikum zeigte durchaus keine Neigung zu aufrühreriſcher Bewegung. 

Der National ſpricht ſich entſchieden für die Poſt⸗Reform und Erhöhung 
des gleichförnigen Portoſatzes aus, indem er die Ueberzeugung hat, die er auf 
die Erhöhung Englands ſtützt, daß, würde ein gleichförmiger Sab von 20 Cent. 
für das ganz Land angenommen, ſchon im erſten Jahre von einem Ausfall nicht 
die Rede ſein könne. . 

Als Herr Guizot vorgeſtern in der Deputirten⸗Kammer ſagte, die Majorität 

habe die konſervative Politik aufrecht gehalten, welche das Heil des Landes und 
das Glück der konſervativen Partei gemacht, erhob ſich, ein lautes Gelächter auf 
der Oppoſitlonsſeite. Die Franzöſiſchen Worte müſſen hier angeführt werden, 
weil in denſelben ein Doppelſiun liegt oder doch von der Oppoſition hineingelegt 
worden iſt. Herr Gulzot ſagte nämlich: „La majorité conservatrice a main- 


tenu, elle veut maintenir la politique conservatrice, qui a fait le salut du 


pays et la fortune du parti conservateur.“ Das Wort fortune heißt aber 
bekanntlich nicht blos „Glück“, ſondern auch „Vermögen“, und während Herr 
Guizot daſſelbe im erſteren Sinne ausſprach, unterſtellte die Oppoſition demſelben 
den letzteren und knüpfte daran eine Nebenbedeutung, die feiner weiteren Bezeich⸗ 
nung bedarf für den, welcher aufmerkſam der Polemik der Oppoſitions⸗Organe 
gegen das Miniſterlum und die kouſervative Majorität gefolgt iſt und den Vor— 
wurf kennt, der jeden Augenblick gegen beide wiederholt wird. Darum ſagte 
Hr. Gulzot nachher, es gebe Ideen, die ihm nicht in den Sinn konnnen könnten, 


und gab dadurch zu verfiehen, daß er recht wohl den Sinn und die Bedeutung 
des ausbrechenden Gelächters errathen habe, es aber unter ſeiner Würde halte, 
weiter darauf einzugehen, und darum brach, als er auf ſolche Weiſe feine Ge⸗ 
danken gegen jede falſche Deutung verwahrt hatte, der Beifall des Centrums aus. 

r N 

Der Cour. fr. ſchreibt von Rom, daß der Bruder des Papſtes, Graf Ma⸗ 
ftai, bei dem, dem Türkiſchen Geſandten, Chekib-Effendi, zu Ehren gegebenen 
Banket ſelbſt den Toaſt auf den Sultan ausgebracht und dabei mit Nachdruck her⸗ 
vorgehoben, daß die wahren Gefahren für die katholiſche Religion nicht von jenen 
ausgingen, die heut Konſtantinopel beſitzen, ſondern von jenen, die nach deſſen 
Beſitz lüſtern ſind! 

Die Regierung des gegenwärtigen Papſtes hat eine bedeutende Kriſis, die 
Brod⸗Theurung, glücklich überſtanden, obgleich fie von den Gegnern zu manchem 
Unfug benutzt wurde. Sowohl das Getreide als das Oel gehen im Preiſe here 
unter, indem die Spekulanten, durch die Zufuhr erſchreckt, ihre früher hermetiſch 
geſchloſſenen Magazine jetzt mit einemmal öffnen. Auch iſt die Ausſicht auf eine 
gute Erndte vorhanden, fo daß Viele bereuen, ihre Vorraͤthe nicht längſt losge⸗ 
ſchlagen zu haben. a 

Florenz den 7. Mai. (A. 3.) Heute wurde hier ein neues freiſinniges 
Cenfur⸗Geſetz verkündigt und mit öffentlichen Frendens-Bezeigungen aufgenommen. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg, den 12. Mai. Bei der Taufe des Großfürſten Wla⸗ 
dimir Alexandrowitſch, die geſtern ſtattfand, haben Se. Majeſtät der Kaiſer, der 
Großfürſt Michael, der Großherzog von Heſſen, der Erbgroßherzog von Heſſen, 
die Großfürſtin Maria Nikolajewna, die Großfürſtin Maria Pawlowna und die 
Prinzeſſin Eliſabeth von Heſſen die Pathenſtellen vertreten. 

Am 7ten d. hatte ſich bei Krouſtadt das offene Waſſer bis zur zweiten Batte⸗ 
rie und öſtlich bis zur Kriegsecke erweitert, nach der Südſeite hat es ſich ebenfalls 
weiter ausgebreitet. Von Oranienbaum iſt ein Boot mit Paſſagieren, welches 


theils über Eis geſchleppt worden, an jenem Tage glücklich in Ktonſtadt ange⸗ 


kommen. 

Warſchau den 16. Mai. Der Großfürſt Michael, ſeine Gemahlin, die 
Großfürſtin Helena und deren Tochter, die Großfürſtin Katharina ſind geſtern von 
hier abgereiſt. N N 2 

Vermiſchte Nachrichten. a 

Poſen, den 23. Mal. In der geſtrigen außerordentlichen Sitzung det 
Stadtverordneten wurde dem Vernehmen nach der Beſchluß gefaßt, daß bei der 
gänzlichen Erſchöpfung der Kommunalmittel und nachdem alle außerordentlichen 
Zuſchüßſe aus Anlaß der herrſchenden Theurung verausgabt worden, der Brod⸗ 
verkauf von Seiten der Kommune nur noch für die zwei erſten Wochen des I 
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nats Juni fortgefegt, das Brot aber nicht, wie bisber, zu 33 Sgr., ſonder 

zu 5 Sgr., und auch nur an notoriſch bedürftige Individuen abgelaſſen werde 

ſoll. Es erſcheint dieſer Beſchluß um fo mehr gerechtfertigt, als es gegenwärtig 
den Arbeitsluſtigen nicht an Gelegenheit zum Verdienſt fehlt, und als es ſich herz 
ausgeſtellt hat, daß ein großer Theil der an der Eiſenbahn Beſchäftigten die 
dortigen Abeiten, aller Fürforge ungeachtet, freiwillig wieder aufgegeben hat, 
um in der Stadt mit Zuhülfenahme der Kommunalunterſtützungen bequemer 
leben zu können. Sodann wurde der Wohllöbl. Magiſtrat ermächtigt, den von 
der Bank bereitwilligſt angebotenen Vorſchuß von 10,000 Rtlr,, gegen Hinter⸗ 
legung von Stadt Obligationen, zum Cours von 80 2 anzunehmen. — End» 
lich wurde der Verſammlung. ein Minifterigl> Refeript mitgetheilt, demzufolge 
nunmehr ſeſiſteht, daß der Bahnhof der Poſen-Stargarder Eiſenbahn auf dem 
Gebiete von Jerzyce angelegt werden ſoll, weil die Mehrkosten der Fortführung 
der Bahn bis in die Stadt (St. Martin) 2 — 300,000 Thaler betragen wür⸗ 
den, ein Geldaufwand, welcher den Actionairen nicht zugemuthet werden könne. 
Außerdem zeigt der Herr Miniſter den Communal-Vehörden an, daß die Bau⸗ 
Direction von ihm dringend aufgefordert ſei, mit dem Bau des Bahnhofs mög⸗ 
lichſt raſch vorzugehn, um dadurch den Poſener Tagearbeitern Beſchäftigung zu 


gewähren. f 


Theater. 

Sonnabend den 22ſten d.: „Parthei-Wuth.“ Dies alte Ziegler'ſche Schau⸗ 
ſpiel erhält ſich noch immer mit Recht auf dem Repertoire, dg es viel dramati⸗ 
ſchen Inhalt beſitzt und durch feine beiden Hauptrollen guten Schauſpielern Ge⸗ 
legenheit giebt, ihr Talent zu entwickeln. Die Rolle des alten Cooke gab unſer 
ehrenwerther Gaſt, Herr Meyerhöffer, und wir müſſen geſtehen, daß er 
den Ruf, der ihm vorangegangen, vollſtändig gerechtfertigt hat. Seine Leiſtung 
war eine von Anfang bis zu Ende wohldurchdachte und feſtgehaltene, ſo daß ſie 
als ein durchgeführtes und in ſich abgeſchloſſenes Charakterbild erſchien. Maske 
Haltung, Sprache — Alles war in Einklang. Nach dieſer ausgezeichneten 
Darſtellung, ſind wir auf ſeine Paraderolle — Napoleon — in hohem Grade 
geſpanut. — Die Rolle der Lady gab Mad. Pfiſter, die für dergleichen Par⸗ 
thieen eine vorzügliche Vefähigung beſitzt, durchweg brav; — nur hin und wies 
der deklamirte ſie mit etwas zu viel Pathos. Den Sir Heinrich gab Hr! Goppe 
im allgemeinen befriedigend, doch war fein Spiel nicht in der Art aus einem 
Guß, wie in Pelva. Den Scheriff gab Hr. Sulzer in angemeſſener edler 
Haltung und eben fo Hr. Karſten den Oberſten Harriſon. Schade, daß der 
letzte Act des Schauspiels unſeren jetzigen äſthetiſchen Anfichten ſo wenig entſpricht. 
— Rügen müſſen wir es noch, daß das Orcheſter die tragiſche Kataſtrophe des 
letzteren Acis durch die heiterſten Muſikſtücke cinleitete! Auch in dieſem Punkt 
ſollte Angemeſſenheit vorwalten! — . 

Sonntag den 23ſten d.: „Die weiße Dame.“ Referent konnte nur einen 
Act dieſer Oper mit anhören und beſchränkt ſich daher auf einen ganz kurzen 
Bericht: Hr. Cur ti fang vortrefflich; Hr. Fiſcher und auch Hr. Herrmann 
waren gut; Dem. Hölzl befriedigte, doch reichten ihre Stimmmittel für die Pat⸗ 
{hie der Anna kaum aus, und noch weniger war dies der Fall mit Dem. Claufius 
als Jenny, welche es mit der Reinheit der Töne ſo genau nicht nimimt. 5 


Poſen den 22. Mai. Durch die am Idten und Iäten d. M. von Herrn 
Organiſt Succo aus Landsberg erfolgte Reviſton und reſp. Abnahme der 
neuen Orgel in der hieſigen Franziskaner⸗Kirche hat die Gemeinde ein Werk er⸗ 
halten, auf welches fie, wie die ganze Provinz, ſtolz ſeyn muß, da Herr Orgel⸗ 
Vaumeiſter Buckow dieſe Orgel mit all feiner bekannten Umſicht und Gewiſ⸗ 
ſenhaftigkeit als ein bleibendes Denkmal aufgeftellt hat. Am Idten Nachmittags 
5 Uhr ließ Herr Succo das neue Werk vor einem ſehr zahlreichen Auditorium 
in ſeiner ganzen umfaſſenden Wirkung hören, und entfaltete dadurch eine Ton⸗ 
fülle und intenfive Kraft, ohne die höchſt lieblichen und zarten Stimmen zu be⸗ 
einträchtigen, wie man ſie bisher in keinerlei Weiſe zu hören gewohnt war. Die 
anweſenden höchſten Behörden ſprachen ſich ſowohl gegen den Erbauer als auch 
den Spielenden ſehr ſchmeichelhaft darüber aus, wie ſich Herr B. ebenfalls der 
ungeheuchelten Theilnahme aller Stände zu erfreuen hatte. Hat ſich Herr 
Buckow durch dieſes neue Werk die Achtung der Orgel- wie überhaupt aller 
Mufitfreumde erworben, fo gebührt ihm noch die allgemeine Anerkennung und 


Stadttheater in Poſen. f 
Mittwoch den 26ſten Mai: Zum Erſtenmale: 
Drei Unglückstage aus dem Leben Napo⸗ 
leons; hiſtoriſch-dramatiſches Gemälde in 3 Ab- 
theilungen, nach dem Franzöſiſchen des Alexander 
Dumas. Erſte Abtheilung: Der Brand in Mos- 
kau. Zweite Abtheilung: Uebergang über die Be⸗ 
rezina. Dritte Abtheilung: Napoleons Tod auf 
St. Helena. — Hierauf: Napoleons Aſche, oder 
St. Helenas letzte Tage; Melodrama in 3 
Abtheilungen mit lebenden Tableaur von Theodor 
Drobiſch. Muſik von C. Conrad. Erſte Abthei⸗ 
lung: Das geöffnete Kaiſergrab. Zweite Abtheilung: 
Napoleons Leiche. Dritte Abthetl.: Der Triumph⸗ 
zug nach Frankreich. (Gaſtrolle: Napoleon, Herr 
Meyerhöffer, Regiſſeur vom Fürſtl. Hoftheater zu 
Sondershauſen.) / 


Es hat Gott wohlgefallen, am 18ten d. M. 
Nachmittags 4 Uhr, nach mehrjährigen ſchmerz— 
lichen Leiden, den Landrath von Greveniz 
in feinem 18ſten Lebensjahre zu Sich zu rufen. 
Ein Nervenſchlag endete ſein für uns ſo theures 
Leben. Tiefgebeugten Herzens widmen wir dieſe 
Anzeige allen unſern Verwandten, Freunden 
und Bekannten ſtatt jeder beſondern Meldung, 
und bitten, unſern großen Schmerz durch ſtille 
Theilnahme zu ehren. 

Gneſen, den 21. Mai 1847. 

Die Frau Geh. Juſtiz⸗Räthin b. Gre⸗ 
veniz, geb. v. Vietinghoff, als 
Mutter. 

Die Frau Landräthin v. Greve niz, 
geb. v. Bünting, als Wittwe, 
mit ihren ſechs unmündigen Kindern. 


Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 
Der neue Dünger, von A. F. J. Schnei⸗ 
der, Gutsbeſitzer zu Chroſtowo. Preis 
Sai e ene e 
Bekanntmachung. 
Der Frühjahrs⸗Wollmarkt hierſelbſt wird an den 
Tagen vom 7ten bis 10ten Juni c. abgehalten werden. 
Wegen der auf den ten Juni fallenden Frohn— 
leichnams⸗Prozeſſion kann die Lagerung der Wolle 
auf dem alten Markte nicht ſtattfinden, und es iſt 
daher zur Einrichtung von Zelten und Lagerung der 
Wolle im Freien der Kanonenplatz beſtimmt worden. 
Derſelbe wird mit einer Kreuzholzlage beſtreckt 
und die Hülfswaagen in der Nähe deſſelben und am 
Neuſtädtiſchen Markte aufgeſtellt werden. Anwei⸗ 
ſungen zu Lagern und Zeltſtellen werden bei der 
Waage am Kanonenplatze ausgegeben werden. 
Poſen, den 16. Mai 1817. N 
Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 

Für das Jahr 1847 haben wir den Anfang der 
Gerichts ferien auf den 24ſten Juli, das Ende der— 
ſelben auf den Aten September c. feſtgeſetzt. 

Während dieſer Ferien werden nur ſolche Angele: 
genheiten bearbeitet werden, welche ihrer Natur nach 
keinen Auſſchub leiden und im Geſetze als der Be— 
ſchleunigung bedürfend bezeichnet find, als Wechſel⸗, 
Exccutiv⸗, Mandats, Alimenten⸗, Arrefi- Admini⸗ 
flrations⸗, Scqueſtrations⸗, Exmiſſtons⸗, Kriminal⸗ 
ſachen und Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Auf Gegenſtände dieſer Art find daher die bei den 
Gerichten anzubringenden Geſuche und Eingaben zu 
beſchränken. Andere finden IM Laufe der Ferien nur 
Erledigung, wenn fie mit einer beſonders beizufü⸗ 
genden Eingabe als Ferialſachen bezeichnet is a 
die im Verzuge obwaltende Gefahr zureichend dar- 
gethan wird. 

Poſen, den 4. Mai 1847. ' 

Königliches Oberlandesgericht. 
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Andenken bleiben möge. 


Ediktalvorladung. 

Am 10ten November 1846 iſt zu Aarhorſt 
die blödſinnige unverehelichte Dorothee Budach 
verſtorben. Ihr Nachlaß beträgt ungefähr 130 
Nihlr., welcher im Depoſitorium des unterzeichneten 
Gerichts verwaltet wird. Ob die Verſtorbene Erben 


hinterlaſſen, wo und wer dieſe find, hat bisher nicht 


ermittelt werden können. Es werden daher die etwa— 
nigen unbekannten Erben der ic. Bu dach hiermit 
vorgeladen, ſich in dem 8 
am I2ten März 1848 

vor dem Land- und Stadtrichter Bech hier anſte— 
benden Termine zu geſiellen und ſich als Erben ge: 
hörig zu legitimiren, widrigenſalls bei Vertheilung 
des Nachlaſſes der Verſtorbenen auf fie keine Rüd- 
ſicht genommen, ſondern der ganze Nachlaß den ſich 
meldenden und legitimirenden Erben, in deren Er⸗ 
mangelung aber als herrenloſes Gut betrachtet, dem 


Königl. Fiscus zugeſprochen werden wird. Denje⸗ 


nigen, welche am perſönlichen Erſcheinen behindert 
werden, ſchlagen wir die Herren Juſtiz-Commiſſa⸗ 
rien Henke, Sturm und Kuntzemüller hier⸗ 
ſelbſt zu Mandatarien vor. 
Drieſen, den 25. April 1847. 
Königl. Land- und Stadtgericht. 


Große Champagner-Auktion. 
Für Rechnung eines auswärtigen Hauſes ſoll eine 
große Parthie guter Champagner à 10 Flaſchen und 
in Kiſten à 25 Flaſchen Mittwoch den 26ſten, 
Donnerſtag den 27ſten und Freitag den 
28ſten Mai im Keller des Kaufmann Träger 
am alten Markt No. 57. Vormittags von 10 und 
Nachmittags von 3 Uhr ab öffentlich gegen baare 
Zahlung verſteigert werden. Auch kömmt eine Par⸗ 
thie Jamaika-Rum und Düffeldorfer Punſch⸗ 
Eſſenz in Flaſchen mit zur Verſteigerung. 
Anſchütz. 
Ein tüchtiger, durch glaubhafte Atteſte als ſolcher 
empfohlener Oekonom, ſucht von Johanni c. ab ein 
Unterkommen. Näheres im Comptoir Breiteſtraße 
No. 5. Iſte Etage. 


Ein unverheiratheter Koch, welcher im Stande 
iſt, einer großen Küche vorzuſtehen, findet ſofort ein 
dauerndes Unterkommen. Wo? ſagt die Zeitungs 
Erpedition. 


Annonce. 

Von Paris und der Leipziger Mefle find die 

Nouvauteé's in Frühjahrs-Stoffen, insbeſondere eine 

reiche Collection gefertigter Modells, Braut- 

Roben, Long-Shawls und Umſchlagetü— 

cher, als auch Gardinen und Möbel-Stofſe 
eingegangen. 


Ferner empfing ich Franzöſiſche ſeidene Müller: 


Gaze in allen Breiten. 
P. Manheimer jun, in Breslau, 
Ning (Naſchmarkt) No. 48. 


JZur ſbevorſtehenden 
Jahreszeit empfiehlt Unter⸗ 
zeichneter eine Auswahl vorräthi⸗ 
ger Schmetterlingskaſten 
i ſowohl mit Kork- als mit Filz⸗ 
boden, wie auch verſchiedene Putzköpfe, welche 
wegen ihrer Dauerhaftigkeit den bisher üblichen 
Putzköpfen vorzuziehen ſind; auch werden ver⸗ 
ſchiedene | 
beiten verfertigt, und bittet derfelbe um ferneren 
geneigten Zuſpruch. 


C. V. 


Laute, 


C. 2 
Buchbinder und Galanterie-Arbeiter, auch Verfertiget 


von Pugtöpfen 
in Poſen, Wilhelmsſtraße No. 14. 


uchbinder- und Galanterie-Ar- - 


ganz befonderer Dank, daß er zur Verherrlichung der Kirche das ganze dritte 
Manual (Oberwerk) nebſt vielen andern Gegenſtänden aus freiem Antriebe der 
Gemeinde zum Andenken übergab, wodurch die Orgel eben wegen ihrer unge⸗ 
mein zarten Regiſter fo ausgezeichnet daſteht. — Sonntag darauf war die übli⸗ 
che Orgelweihe, welche vom Herrn Regierungs- und Schulrath Bogedain der, 
Feier dieſes Tages angemeſſen gehalten wurde, worauf die große Es- dur - Mefle 
von Reiffiger unter zahlreicher Mitwirkung hieſiger Muſikfreunde folgte. Ein 
ſolennes Mittagsmahl in der Wohnung des Herrn Probſt Grandke beſchloß 
den feierlichen Tag, bei welcher Gelegenheit mehrere Toaſte auf den verehrten Lan- 
desherrn, auf die hohe Regierung, das hochwürdige Kirchenkollegium ausgebracht, 
zuletzt aber unter ſinnigen und ergreifenden Worten dem Herrn Buckow ein 
Lorbeerkranz auf weißfeidenem Kiffen überreicht wurde, der ihm als ein Ausdruck 
der ſpeziellen wie allgemeinen Anerkennung ſeiner ſchönen Verdienſie im ſteten 


Kam bach. 


Die Mode-Waaren Handlung 
von 
3 J. M. R. Witkowski Wwe. 
Markt No. 43., 

3 iſt ſeit der Leipziger Meſſe wiederum mit allen 
Neuheiten verſehen, beſtehend in wollenen und 

3 ſeidenen Kleidern, einer großen Auswahl 
Long⸗Shawls, Umſchlagetü⸗ 
chern, Leinwand, Tiſchzeugen, Teppi⸗ 
chen und werden nicht nur die älteren, fon- 
dern ſämmtliche Waaren unter 
den Fabrikpreiſen verkauft. 

eee 


Schützenſtraße No. 25 iſt die Bel⸗Etage, beſtehend 
aus 8 Zimmern, incl. Saal, im Ganzen oder auch ge⸗ 
theilt zu Michaeli, mehrere Räume zu Wollnieder⸗ 
lagen aber ſogleich zu vermiethen. Auf Fiſcherei No. 
78/7. find drei Stuben Parterre, auch eine kleine 
Wohnung ſogleich oder zu Johanni zu beziehen. 


Wollniederlagen 


zu vermiethen alten Markt No. 54. bei 
Ernſt Weicher. 


Wollniederlagen, 
wie auch mehrere trockene Remiſen empfiehlt 

J. N. Pietrowsti, ; 
Hötel à la ville de Rome Breslauerſtraße. 


Eine große Woll⸗Niederlage iſt Friedrichs⸗ 
Straße No. 28. zu vermiethen. Pohl. 


Cactus 
Ottonis mit 3 — 4 Blüthe-Knospen zu 1 Rthlr., 
fo wie ganz große mit 5 — 8 Blüthen a 14. Rihlr.; 
Speciosus nach der Größe zu 20 Sgr., 1 Rihlr., 
2 Rthlr. und 3 Rthlr., blühbare Veltheimien zu 
1 Rthlr. verkauft der Gärtner des Commerzienraths 
Bielefeld, Graben No. 38. 


Thermometer- und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 16. bis 22. Mai. 


Thermometerſtand 


tieſſter höchſter 


Barometer: d. 
Stand. Win 


16. Mail + 25. + 16,7° 27 3. 114 [W. 
17. [+ 12,2% + 1740 7 9,5 [W. 
18. [ 7,6% 4 12.5% 177 11,6 [W. 
19. „ 5,4% + 12.6° 128 0,4 [O. 
20. + 60% ＋ 145° 97 9,8 [W. 
21. 1+ 8,5% + 133° 97 + 104-NB- 
22. 4.8 + 8,40 + 15,2“ 28 ” 0,0 „ 


Getreide-Marktpreiſe 1 Poſen, 


reis 

den 21. Mai 5 5 500 Tee 

(Der Scheſſel Pr „ 0 4 ie 
Wente dito | 3.257 4/—.— 
Gerſte Js n 212415) 3] 3/4 
7 11231 4| 1 28lıı 
Buchweizen 202 1 al —— 
RR 4.1309 4,22 3 
Kartoffeln nu. 15 7 1 10— 
Heu, der ir. zu 110 Pfd. — 22 6) — 27 6 
Stroh, Sch zu 100 . 2 — 515 — 
Butter das Faß zu 8 Pfd. 2 — — 21 5.— 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


= 118. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 25. Mai 1847. 
—xꝛñ — — ͤ — —— —— ͤ —— — — — 


Landtags⸗ Angelegenheiten. 
drei Stände am 17. Mai. 


Schluß) 

„Sollte der Staat künftighin zu ſeiner Erhaltung oder zur Förderung 
des allgemeinen Beſten in die Nothwendigkeit kommen, zur Aufnahme eines 
neuen Darlehens zu ſchreiten, ſo kann ſolches nur mit Zuziehung und unter 
Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung geſchehen.“ a 

Dagegen ſagt die Verordnung vom 3. Februar d. J. über die Bildung 
des Vertinigten Landtags in den 85. 4 bis FR „Dem Vereinigten Landtage 
übertragen Wir die im Art. II. der Verordnung über das Staatsſchulden⸗ 
Weſen vom 17. Januar 1820 vorbehaltene ſtändiſche Mitwirkung bei Staats- 
Anleihen, und ſollen demgemäß neue Darlehne, für welche das geſammte 
Vermögen und Eigenthum des Staates zur Sicherheit beſtellt wird (Art. III. 
der Verordnung vom 17. Januar 1820), fortan nicht anders, als mit Zuzie⸗ 
hung und unter Mitgarantie des Vereinigten Landtags aufgenommen werden.“ 

§. 5. »Wenn neut Darlehne von der im 8. 4 bezeichneten Art zur 
Deckung des Staatsbedürfniſſes in Friedenszeiten beſtimmt ſind, ſo wer⸗ 
den Wir ſolche ohne Zuſtimmung des Vereinigten Landtags nicht aufnehmen 


laſſen.« 


Sitzung der Kurie der 
0 


6. „Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereits aus⸗ 
gebrochenen Krieges zur Beſchaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbe⸗ 
darfs die in Unſerem Staatsſchatze und ſonſt vorhandenen Reſerve-Fonds 
nicht ausreichen und deshalb Darlehne aufgenommen werden müſſen, die Ein⸗ 
berufung des Vereinigten Landtags aber von Uns in Berückſichtigung der 
obwaltenden politiſchen Verhältniſſe nicht zuläſſig befunden werden ſollte, ſo 
ſoll bei Aufnahme jener Darlehne die ſtändiſche Mitwirkung durch Zuziehung 
der Deputation für das Staatsſchuldenweſen erſetzt werden. — Den zu dem 
edachten Zwecke unter Zuziehung dieſer Deputation aufgenommenen Dar⸗ 
lehnen ſteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche im Art. III. der Verord⸗ 
nung vom 17. Januar 1820 den Staatsſchulden beigelegt iſt.“ 

§. 7. „Iſt ein Darlehn in der im §. 6 bezeichneten Weiſe aufgenommen, 
ſo werden Wir, ſobald Wir das Hinderniß der Berufung des Vereinigten 
Landtags für beſeitigt erachten, denſelben zuſammenberufen und ihm den Zweck 
und die Verwendung des Darlehns nachweiſen laſſen.“ e 
a Und es ſagt §. 1. der Verordnung vom 3 Februar c. über die Bildung 
einer ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen: „Zur Ausübung 
der im §. 6 der Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des Ver⸗ 
einigten Landtags vorbehaltenen Mitwirkung bei der Aufnahme von Staats⸗ 
anleihen für Kriegszeiten, ſo wie zur fortlaufenden ſtändiſchen Mitwirkung 
bei der Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden, ſoll „Eine ſtändiſche 
Deputation für das Staatsſchuldenweſen“ gebildet werden.“ 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte der Verordnun⸗ 
gen vom 3. Februar c. mit der angeführten Beſtimmung der Verordnung 
vom 17. Januar 1820. unvereinbar find, inſofern J) nach der von weiland 
Friedrich Wilhelm III. Majeſtät als unwiderruflich bezeichneten Verordnung 
vom 17. Januar 1820 kein Staatsſchuldſchein oder irgend ein anderes Staats- 
ſchulden⸗ Dokument ausgeſtellt werden ſoll, ohne die Zuziehung und Mitga⸗ 
rantie der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung; während §. 4 der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar c über die Bildung des Vereinigten Landtags die 
Nothwendigkeit diefer Zuziehung und Mitgarantie auf diejenigen neuen Dar⸗ 
lehne beſchränkt, für welche das geſammte Vermögen und Eigenthum des 
Staats zur Sicherheit beſtellt wird. Ferner: 2) nach §. 6 der Verordnung 
vom 3. Februar c. über die Bildung des Vereinigten Landtags in den dort 
vorgeſehenen Fällen bei Aufnahme jener Darlehne die ſtändiſche Mitwirkung 
durch Zuziehung der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen er- 


etzt wird. 3 E 
1 Iv. Endlich lauten die §8. VIII. und IX., und XIII. und XIV. der 
Verordnung vom 17. Januar 1820. wegen der künftigen Vehandlung des 
geſammten Staatsſchuldenweſens, wie folgt: „ III. Unfer Staatsrath hat bei 
Gelegenheit feines wegen der Verordnung über die rechtliche Natur der Do⸗ 
mainen in den neuen und wieder eroberten Provinzen abgegebenen Gutach- 
tens vom 30. Juni 1818. bereits darauf angetragen, daß in der ferneren 
Ausführung des Domainen- Verkaufs eine beſondere Behörde niedergeſetzt 
werde, welcher die Verbindlichkeit obliege, für die Verwendung der Kaufgel⸗ 
der zur Schuldentilgung zu ſorgen.“ In Berückſichtigung dieſes Antrages und 
zur Ausführung der in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen Beſtimmung 
ſetzen Wir daher eine von der übrigen Staats- und Finanz⸗Verwaltung ganz 
abgeſonderte Behörde unter der Benennung „Haupt⸗Verwaliung der Staats⸗ 


Schulden“ hiermit ein. N 
N IX. Dieſe Behörde ſoll aus einem Präſidenten und vier Mitgliedern 
beſtehen. Wir ernennen hierzu den Wirklichen Geheimen Ober-Finanz-Rath 


um Präſidenten, den Wirklichen Geheimen Ober ⸗Finanz⸗Rath, 
. be der Schulenburg, zum erſten Mügliede⸗ den Land⸗ 
rath und Domherrn v. Panwitz zum zweiten Mitgliede, den hieflgen Stadt⸗ 
gerichts⸗Direktor Beelig zum dritten Mitgliede, und den Chef des hiefigen 
Handlungshauſes Gebrüder Schickler, David Schickler, zum vierten Mit⸗ 
gliede. In Zukunft und beim Abgange des Präſidenten oder eines dieſer Mit⸗ 
glieder werden Uns von der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung und bis 
zu deren Errichtung von dem Staatsrathe drei Individuen zur Auswahl ei⸗ 
nes derſelben vorgeſchlagen. Dem Präſidenten liegt die Leitung des Ganzen 
ob, außerdem aber haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniſſe und da⸗ 
her auch gleiche Verantwortlichkeil. * 
XIII. Endlich iſt die Staatsſchulden⸗Verwaltungs⸗ Behörde verpflichtet, 
der künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen. 
Bis zur inführung derſelben tritt der Staatsrath an deren Stelle Die 
Ertheilung der echarge behalten Wir Uns nach Maßgabe des Uns von 
erſterer, vorläufig aber von letzterem zu erſtattenden Gutachtens vor. 
a Bis die reichsſtändiſche Verſammlung zuſammengetreten fein wird, 
ſoll fatt ihrer eine Deputation des hieſigen Magiſtrats mit der Staatsſchul⸗ 
den⸗Verwaltungs⸗Behörde die eingelöſten Staatsſchulden⸗Dokumente alljähr⸗ 
lich nach erfolgtem Rechnungsſchluſſe in gemeinſchaftlichen Verſchluß nehmen 
und für deren abgeſonderte und ſichere Aufbewahrung bei dem Depofitorium 
des Kammergerichts Sorge tragen. Vor der Niederlegung werden jedoch je⸗ 


desmal die Nummern und Lettern der eingelöſten Dokumente zugleich mit der 
Rechnungslegung der Verwaltungs-Behörde zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden. N f 

Dagegen ſagt die Verordnung vom 3. Februar c. über die Bildung des 
Vereinigten Landtags im §. 8: Außerdem hat der Vereinigte Landtag »a) 
nach Artikel IX. der Verordnung vom 17. Januar 1820 uns die Kandidaten 
für die bei der Haupt⸗Verwaltung der Staats⸗ Schulden erledigten Stellen 
vorzuſchlagen, und »b) nach Artikel XIII. derſelben Verordnung die Rech⸗ 
nungen der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden auf Grund der durch die 
Deputation für das Staatsſchuldenweſen zu bewirkenden vorläufigen Prüfung 
abzunehmen und Uns mittelſt beſonderer Gutachten zur Decharge vorzulegen. 
„Wenn der Vereinigte Landtag nicht verſammelt iſt, werden dieſe Geſchäfte 
durch den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß beforgt.« Und es fagt die Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar c. über die periodiſche Zuſammenberufung des Ver⸗ 
einigten ſtändiſchen Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe in dem $. 4: »Der 
Vereinigte ſtändiſche Ausſchuß hat in Vertretung des Vereinigten Landtags 
die im §. 8 Unſerer Verordnung vom heutigen Tage über die Bildung des 
Vereinigten Landtags bezeichneten, das Staatsſchuldenweſen betreffenden Ge⸗ 
ſchäfte zu beſorgen.« Endlich ſagt die Verordnung vom 3. Februar c. über 
die Vildung einer ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen im 
F. 4: „Zum Wirkungskreis der Deputation gehören außer der ihr im $. 6 
der Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtags übertragenen 
Mitwirkung bei Aufnahme von Kriegs⸗Anleihen folgende Geſchäfte: 1) Die 
Deputation hat nach Vorſchrift des Artikel XI“. der Verordnungen vom N 
Januar 1820 gemeinſchaftlich mit der Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden 
die eingelöſten Staats⸗Schulden⸗Dokumente in Verſchluß zu nehmen und de⸗ 
ren Depoſttion beim Kammergericht zu bewirken. 2) Sie hat die Jahres⸗ 
Rechnung über die Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden, nachdem 
dieſelbe zuvor von der Ober-Rechnungskammer revidirt worden, zu prüfen 
und das darüber von dem Vereinigten Landtage oder dem Vereinigten ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuſſe bei deſſem nächſtem Zuſammentritte nach Art. 13 der Ver⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1820 an Uns zu erſtattende Gutachten vorzube⸗ 
reiten. 3) Sie ift befugt, bei Gelegenheit ihrer Verſammlungen außerordent⸗ 
liche Reviſionen der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe und der Kontrolle der 
Staats⸗Papiere vorzunehmen.“ Wir hegen die Ueberzeugung, daß die er⸗ 
wähnten Worte der Verordnungen vom 3. Februar e. mit den angeführten 
Beſtimmungen der Verordnung vom 17. Januar 1820 unvereinbar find, in⸗ 
ſofern: 1) nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 die Mitglieder der 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden von der reichsſtändiſchen Verſammlung 
vorgeſchlagen werden ſollen und jene Behörde verpflichtet ſein ſoll, der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen; während nach den 
Verordnungen vom 3. Februar c., wenn der Vereinigte Landtag nicht ver⸗ 
ſammelt iſt, durch den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß die Kandidaten für 
die bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden erledigten Stellen vorge⸗ 
ſchlagen und die Rechnungen dieſer Behörde abgenommen werden; 2) die nach 
der Verordnung vom 17. Januar 1820 zum Wirkungskreiſe der Reichsſtände 
gehörige Entgegennahme und Depofition der eingelöſten Staatsſchulden⸗Do⸗ 
kumente durch die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen vorge⸗ 
nommen wird.« Im Hinblicke auf die vorſtehend hervorgehobenen Gegenſätze 
zwiſchen den Verordnungen vom 22. Mai 1815 und 17. Januar 1820 einer⸗ 
ſeits und den Verordnungen vom 3. Februar c. andererſeits hegen wir die 
Ueberzeugung, daß die mehrerwähnten älteren Geſetze in den hervorgehobenen 
Punkten noch zu Rechte beſtehen. SR 

Abg. Freiherr v. Binde: Nachdem die Eingabe ihrem ganzen Inhalte 
nach vorgelefen worden ift, erlaube ich mir nun das Schreiben des Herrn 
Marſchalls zu verleſen, womit mir der Antrag, der von den 138 Mitgliedern 
der hohen Verſammlung unterzeichnet war, unter dem 10. Mai wieder zurück⸗ 
geſtellt worden iſt. Es iſt an mich perſönlich adreſſirt und lautet wie folgt: 
Als mir am Iſten d. M. ein von Ew. Hochwohlgeboren und mehreren ans 
deren Abgeordneten unterzeichneter Antrag zugekommen war, welcher dahin 
ging, über eine demſelben beiliegende Erklärung, betreffend die vermißte volle 
Ulebereinſtimmung der Verordnung vom 3. Februar d. J. mit den älteren 
Geſetzen, einen Beſchluß der Kurie der drei Stände herbeizuführen, äußerte 
ich mich in der Sitzung vom 4. d. M. dahin, daß ich aus den damals an⸗ 
geführten Gründen die Herren Antragſteller fragen müſſe, ob fie der Meinung 
ſeien, daß ich das Schriftſtück dem Herrn Marſchall der Zerren⸗Kurie zu⸗ 
ſenden ſolle, oder ob ſie es zurücknehmen wollten. Die Entſcheidung erfolgte 
dahin, daß es an den Herrn Marſchall der Herren-Kurie gelangen ſolle. 
Dieſer aber hat es mir heute, als zur Berathung in den Vereinigten Kurien 
nicht geeignet, zurückgegeben. Da mir nun die Befugniß nicht zuſteht, in 
der Kurie der drei Stände die Beſchlußnahme über eine Art von Erklärung, 
zu welcher die Verordnung vom 3. Februar d. J. dem Vereinigten Landtage 
das Recht nicht beilegt, zuzulaſſen, ſo bleibt mir jetzt nur noch übrig, Ew. 
Hochwohlgeboren den erwähnten Antrag mit der Beilage ganz ergebenſt zu⸗ 
rückzuſtellen. Berlin, den 10. Mal 1847. i 

N 3 Der Marſchall. (gez.) v. Rochow. 
An den Königl. Landrath, Herrn Freiherrn von Vincke, 

30 i n hier. 

muß mir nun zunä ie Bemerkung geſtatten, daß mir in de 

Schreiben des Herrn Marſchalls die Sache nicht 15 aufgefaßt 1 ſein ant, 
wie ich fie in der Sitzung vom Aten d. M. aufgefaßt hatte. Es iſt nämlich 
in dem Schreiben geſagt, daß wir befragt worden wären, ob das Schriftſtück 
dem Marſchall der Herren-Kurie zugeſtellt werden ſolle, oder ob wir daſſelbe 
wieder zurücknehmen wollten, daß darüber die Entſcheidung erfolgt und in 
Folge deſſen das Schriſtſtück an den Herrn Marſchall der Herren- Kurie ge⸗ 
langt ſei. Inſoweit iſt dies richtig, als ich erklärt habe und die übrigen 
Unterzeichner dem beitraten, daß wir event. dieſe eine Seite der Alternative 
uns lieber gefallen laſſen wollten, als die andere, aber ehe wir zu dieſer Er⸗ 
klärung gelangt ſind, haben wir uns feierlich verwahrt gegen das Verfahren 
an ſich und es als im Geſetze nicht begründet bezeichnet. Außerdem muß ich 
daran erinnern, daß, bevor eine Erörterung darüber ſtattfand, nach dem in 
meinen Händen befindlichen Abdrucke der Verhandlungen der Herr Marſchall 
bereits den Antrag an den Marſchall der Herren-Kurie überwieſen hatte, als 
mit der Adreſſe in naher Verbindung ſtehend. Ich glaube nun zunächſt in 


meinem Rechte zu fein, wenn ich im Namen der Antragſteller ſowohl, als 
ſämmtlicher Mitglieder dieſer Kurie gegen dieſes Verfahren in der Herren⸗ 
Kurie proteſtire; denn ich glaube nicht, daß es dem Marſchall der Herren⸗ 
Kurie zuſteht, die Herren⸗Kurie zu befragen und Verhandlungen darüber zu⸗ 
zulaſſen, ob fie über einen Gegenſtand geſonnen iſt, mit uns zu verhandeln. 
Mindeſtens iſt ihm durch keine Beſtimmung des Reglements das Recht zuge⸗ 
wieſen, eine Diskuſſion darüber zuzulaſſen, ob ein Antrag gemeinſchaftlich mit 
der Herren⸗Kurie verhandelt werden ſolle. Gegen dieſe Ueberſchreitung feiner 


Befügniſſe muß ich proteſtiren. So groß übrigens auch die Verſuchung iſt, auf 


das einzugehen, was dabei in der Herren-Kurie geſagt worden iſt, kann ich 
mich doch nicht für befugt halten, dies zu thun. Es beſteht in allen Ländern, 
wo ſeit Jahrhunderten parlamentariſche Verſammlungen ſtattgefunden haben, 
namentlich in dem glücklichen Lande, deſſen Verfaſſung die Jahrhunderte und 
eine Erbweisheit ohne Gleichen gebildet haben — um möglichen Mißverftänd- 
niſſen vorzubeugen, erkläre ich, daß ich damit nicht Mecklenburg, ſondern Eng- 
land meine — der Gebrauch, daß es keinem Mitgliede geſtattet iſt, eine Aeu⸗ 
berung auch nur anzuführen, die in dem anderen Hauſe ſtattgefunden hat. 
So wenig, als ſich ein Mitglied geſtattet, eine Handlung der Krone anders 
anzuführen, als wenn ſie ſich objektiv in Geſtalt einer Botſchaft an das Haus 
zu erkennen gegeben hat, eben ſo wenig geſtattet man ſich, eine Verhandlung 
des anderen Hauſes anzuführen, außer wenn ſie in der formellen Geſtalt eines 
gefaßten Beſchluſſes Gegenſtand der Verhandlung iſt. Ober- und Unterhaus 
halten es für einen Privilegien-⸗Bruch, wenn ein Mitglied ſich geſtattet, 
Aeußerungen eines Mitgliedes des anderen Hauſes anzuführen. Es ſind in 
der Herren-Kurie Aeußerungen ſowohl des Mitgliedes für Krefeld und von 
mir wörtlich nach den ſtenographiſchen, nicht einmal authentiſchen Berichten — 
denn die ſtenographiſchen Berichte, wenn ſie auch eine weitläufige Prozedur 
der Berichtigung erleiden, haben doch keine authentiſche Beglaubigung — 
angeführt und ſogar einer ausführlichen Kritik unterworfen worden, und ſo 
ma auch die Verſuchung in mir iſt, darauf einzugehen, ſo überwinde ich ſie, 
weil ich es unter der Würde der Kurie der drei Stände halte, auf 
die Verhandlung der Herren-Kurie einzugehen und ſie zu kritiſiren Ich halte 
mich nur für befugt, auf das einzugehen, was der Marſchall der Herren⸗ 
Kurie gefagt hat; inſofern er es in feiner amtlichen Eigenſchaft geſagt bat; 
namentlich inſofern auch wir die Ehre haben, in dieſer amtlichen Eigenſchaft 
mit ihm in Beziehung zu ſtehen, weil er Marſchall der Vereinigten Kurien 
iſt, und ich halte mich verpflichtet, im Intereſſe der ganzen hohen Verſamm⸗ 
lung auf einige Mißverſtändniſſe in den Acußerungen jenes Herrn Marſchalls 
aufmerkſam zu machen, gegen die ich glaube ebenfalls mich verwahren zu müſſen. 
Es iſt hier mit Bezugnahme auf die ſtenographiſchen Berichte unſerer Kurie 
geſagt worden: (Lieſt vor.): „Der Marſchall der anderen Kurie hat erklärt, 
daß nach feiner Ueberzeugung dieſer Gegenſtand, wenn von irgend einer Ver⸗ 
ſammlung, dann von der Verſammlung der Vereinigten Kurie berathen wer⸗ 
den müſſe, weil er anzunehmen ſei als im Zuſammenhange ſtehend mit der 
Berathung über die Adreſſe an Se. Majeflät den König.“ Der Zweifel, ob 
dieſer Gegenſtand von irgend einer Verſammlung berathen werden müſſe, iſt 
von unſerem Marſchall gar nicht ausgeſprochen worden. Es iſt ferner geſagt 
worden in Bezug auf das, was wir geſagt haben: (Lieſt vor): „Er hat 
hierauf mit Zuſtimmung des Antragſtellers, mit Zuſtimmung der Unterzeichner 
des Schreibens an ihn, dieſes Schreiben mit ſeiner Beilage an mich einge⸗ 
ſchickt!“ Dieſe Zufimmung ift nicht ertheilt worden; wir haben vielmehr 
dagegen proteſtirt, und nur, als eine Alternative geſtellt war, haben wir uns 
diefer Alternative unterworfen, aber nicht zugeſtimmt. Es iſt ferner geſagt 
worden: der Marſchall habe geſagt, daß er aus dieſem Grunde (weil der 
Antrag keine Bitte und Beſchwerde enthalte) ſich nicht eignet zur Berathung 
in einer von unſeren ſtändiſchen Verſammlungen Davon iſt durchaus nicht 
die Rede geweſen; der Marſchall hat vielmehr den Antrag der Herren-⸗Kurie 
überwieſen; er muß ihn alſo wohl für geeignet gehalten haben, ihn in den 
Vereinigten Kurien zur Sprache zu bringen, nur nicht in der Kurie der drei 
Stände allein. Es find alſo in dieſen Relationen Mißdeutungen enthalten, 
gegen die ich mich erklären muß. Es iſt endlich von dem Marſchall der 
Herren⸗Kurie gefagt worden, „ob fie (die Herren-Kurie) ihre Mitwirkung will 
eintreten laſſen oder nicht, hat die Verſammlung zu beurtheilen.“ Der Herren— 
Kurie iſt nirgend das Recht eingeräumt, zu beurtheilen, ob ſie mit der Kurie 
der drei Stände gemeinſchaftlich berathen will. Wenn ein geſetzlicher Fall 
vorliegt, wonach die Berathung in der Vereinigten Kurie ftattfinden ſoll, ſo 
hängt dies nicht von dem Willen der Herren-Kurie ab, ſondern allein von 
dem Willen Sr. Majeſtät des Königs, welcher in dem Geſetz ausgeſprochen 
iſt. Ich komme auf das zurück, was von dem Marſchall der Herren-Kurie 
geäußert und was dem Marſchall der Kurie der drei Stände unrichtigerweiſe 
in den Mund gelegt iſt, nämlich: daß dieſer Antrag deshalb nicht zuläſſig 
ſei, weil keine Bitte und Veſchwerde darin enthalten ſei. Dieſe Anſicht ſcheint 
in der Geſetzgebung nicht begründet zu ſein. Ich gebe zu, daß man einen 
Unterſchied machen muß zwiſchen der Zeit vor dem Allerhöchſten Beſcheide 
in Betreff der von mehreren Abgeordn. aus Poſen eingereichten Petition und 
nach dieſer Zeit. Vor dieſer Zeit ſtand die Sache ganz einfach ſo, wie wir 
aus dem Münde des Königlichen Kommiſſars erfahren haben, nämlich daß 
Alles, was nicht verboten iſt, erlaubt iſt. Das iſt zudem ein allgemeines 
Rechtsprinzip, welches überall anerkannt iſt. Nach dieſer Allerhöchſten Ent⸗ 
ſcheidung liegt die Sache allerdings anders, denn es heißt ausdrücklich in 
dieſer Entſcheidung, welche heute wieder verleſen iſt: „und ſind Sie als deren 
Marſchall eben ſo befugt als verpflichtet, alle Verhandlungen von derſelben 
fern zu halten, welche ihr nicht durch das Geſetz oder Reglement zugewieſen 
find.” Hiernach verordnen Se. Majeſtät der König, daß wir nur ſolche 
Verhandlungen vornehmen dürfen, welche uns durch das Geſchäfts-Reglement 
zugewieſen find. Da Se. Maſeſlät der König ſich Allerhöchſtſelbſt die Aus⸗ 
legung des Reglements vorbehalten haben, und da ich und alle die übrigen 
Herten, welche dieſen Antrag unterzeichnet haben, und für welche ich jetzt das 
Wort genommen habe, gewiß nicht geſonnen find, uns irgend jemals außer⸗ 
halb des Rechtsbodens zu bewegen, jo unterwerfen wir uns dieſer Allerhöchſten 
Entſcheidung dahin, daß wir keine Verhandlungen vornehmen wollen, die 
uns nicht ausdrücklich zugewieſen ſind. Aber in dieſer Verhandlung können 
wir keine uns nicht zugewleſene erkennen. In dem F. 2. des Geſchäfts⸗Re⸗ 
glements, welcher hier ſchon fo oft angeführt iR, und namentlich von einem 
Titgliede, was durch fein Amt der Provinz Sachſen und ſonſt der branden⸗ 
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burgſchen Nitterſchaft angehört, iſt ausdrücklich geſagt: (Lieft vor): „unſer 
Kommiſſarius iſt die Mitlelsperſon für alle Verhandlungen mit dem Ber 
einigten Landtage. Er übergiebt demſelben unſere Propoſttionen und alle 
ſonſt von der Regierung ausgehende Mittheilungen und empfängt deſſen Er⸗ 
klärungen, Gutachten und Eingaben aller Art. An ihn hat der Vereinigte 
Landtag ſich wegen jeder Auskunft, ſo wie wegen der Materialien, deren er 
bedarf, zu wenden.“ pe 

Es ſind hier alſo ausdrücklich Erklärungen erwähnt. Iſt das Schrift- 
ſtück, welches von uns unterzeichnet und heute hier vorgeleſen iſt, nichts An⸗ 
deres, als eine Erklärung, und ſind Erklärungen durch das Reglement den 
Berathungen der Verſammlung zugewieſen, jo bewegen wir uns alſo inner⸗ 
halb der Grenzen unſeres Rechtes, wenn wir verlangen, daß dies Schriftſtück 
zur Berathung in der Verſammlung zugelaſſen werde. Uebrigens muß ich 
an das frühere Verfahren des Marſchalls ſelbſt appeuiren. Wenn der Ge⸗ 
genſtand zur Berathung in der Verſammlung nicht zuläſſig war, fo konnte 
er ihn, wie dies bei anderen Petitionen geſchehen iſt, zurückgeben; es war 
dies gewiß der einzig richtige Weg. (Ich will mir keine Kritik über das Ver⸗ 
fahren erlauben, ſondern ich gedenke blos meine Anſicht auszuſprechen.) Der 
Marſchall mußte den Antrag ſofort an mich oder einen der übrigen Mit⸗ 
unterzeichneten zurückgelangen laſſen, wenn er ihm nicht für zuläſſig hielt. 
Dadurch, daß er ihn angenommen und an die Herren-Kurie überſendet hat, 
hat er erklärt, daß er zum Gegenſtande der Verhandlung geeignet ſei, und 
wir haben uns nur darüber in einer Meinungs⸗Verſchiedenheit befunden, 
ob er in der Vereinigten Kurie oder in unſerer Kurie allein zu bera⸗ 
then ſei. Da nun die Herren-Kurie mit uns nicht darüber verhandeln kann 
und will, ſo ſcheint mir nun der einzige Weg zu ſein, daß er in unſerer Kurie 
berathen werde, und ich erlaube mir den Antrag, ihn einer Abtheilung un⸗ 
ſerer Kurie zu überweiſen. Ich habe für meinen Antrag noch gewichtigere 
Gründe. Nach den Worten, welche ein Mitglied der preußiſchen Ritterſchaft 
in der letzten Sitzung mit großer Beredſamkeit ausgeſprochen, und nach der 
hierüber gepflogenen Berathung hat der Königl. Kommiſſar ausdrücklich ſich 
bereit erklärt, auf den Weg der Verſtändigung einzugehen. Dieſelbe Vertit⸗ 
willigkeit hatte er ſchon früher aus Anlaß der Bemerkungen eines anderen 
Mitgliedes der preußiſchen Ritterſchaft an den Tag gelegt und geſtattet, daß 
ſie nicht blos auf den damaligen Spezialfall, ſondern auch auf andere Fälle 
ausgedehnt werde; er hat geſagt, wenn wir einen beſſeren Weg vorzuſchlagen 
wüßten, welcher eine Verſtändigung zwiſchen den Ständen und der Regie⸗ 
rung herbeiführen könnte, würde er ſehr gern damit einverſtanden ſein. An 
dieſe Worte erlaube ich mir blos zu erinnern, und ich glaube, unſer Weg 
wird gerade der ſein, welcher am leichteſten eine Verſtändigung herbeiführen 
wird. Der Weg, den einzelne andere Mitglieder einſchlagen wollen, der Weg 
der Petition, der in dem Weſen daſſelbe enthält und nur in der Form 
von dem unfrigen verſchieden iſt, inſofern wir uns auf eine Erklärung be⸗ 
ſchränken, dieſer Weg kann meiner Ueberzeugung nach nicht ſo leicht zur Ver⸗ 
ſtändigung führen; denn er wird Se. Majeſtät den König in die Lage ver⸗ 
ſetzen, ſich darüber entſcheiden zu müſſen. Ich glaube, Se. Majeftät hat die 
neuere Geſetzgebung im vollſten Bewußtſein emanirt, daß er ſich im vollen 
Rechte befinde, daß er dem Lande eine große, eine hohe Wohlthat erweife; 
ich glaube, daß alle Rathgeber der Krone darüber befragt worden ſind. Der 
Landtags⸗Kommiſſar hat uns gefagt, daß ſelbſt die drei Juſtizj⸗Miniſter dabei 
mitgewirkt haben; Männer, die auf den Höhen der Geſetzgebung wandeln 
und die Wage der Themis in unbefleckten Händen halten. Wenn ſolche 
Männer ihren Beirath zu dieſer neuen Geſetzgebung gegeben haben, wenn fie 
darin nicht die Uebereinſtimmung mit den früheren Geſetzen vermißt haben, 
dann können wir der Ueberzeugung ſein, daß Se. Majeſtät der König ge⸗ 
wiß nicht den leiſeſten Zweifel über eine ſolche volle Uebereinſtimmung gehabt 
hat. Nachdem aber das Patent vom 3. Februar einmal emanirt worden iſt, 
glaube ich nicht, daß es dem Könige willkommen ſein kann, daß es unſerer 
Stellung als Stände angemeſſen ſein kann, wenn wir ſchon jetzt den Wunſch 
ausſprechen, daß eine Aenderung dieſer Geſetzgebung eintrete. Es möge we⸗ 
nigſtens das Gras dieſes Sommers darüber wachſen und die Aufregung in 
dieſer Verſammlung ſich etwas gelegt haben; denn wir Alle wünſchen, uns 
ja nur auf den Voden des Rechts und des Gefeges zu befinden. Wenn diefe 
Aufregung ſich gelegt haben wird, dann wird es Zeit ſein, einen Uebergang 
zu ſuchen und auf dieſem Wege zu den Veſtimmungen der älteren Geſetze 
den Weg zurückzufinden, die wir in der neueren Geſetzgebung vemißt haben. 
Aber jetzt Se. Majeſtät zu erinnern an die Nichtübeteinſtimmung des Pa⸗ 
tentes mit unſeren früheren Geſetzen, das halte ich nicht im Einklange mit 
der Achtung, die ich der Krone und ihrem Allerhöchſten Träger ſchuldig zu 
fein glaube. So habe ich bereits bei der erſten Debatte in dieſem Saale bei 
der Adreß⸗Diskuſſion mich geäußert. Se. Majeſtät haben bei vielen Veran⸗ 
laſſungen geſagt, Sie wollen nicht gedrängt und getrieben ſein; aber ich frage 
die Verſammlung: was thun wir anders, als drängen und treiben, wenn wir 
jetzt uns mit Petitionen wegen Abänderung des Geſetzes dem Throne nahen? 
Aber unſer Gewiſſen zu rechtfertigen, unſere Rechte zu wahren, das halte ich für 
Gewiſſenspflicht; davon kann uns Niemand dispenſiren. Dies würden wir 
erreicht haben durch dieſe Erklärung, die den König nicht nöthigt, ſich ſoſort 
darüber zu enſcheiden, die innerhalb der Räume dieſes Saales bleibt und 
keinen Weg nach außen findet. Wenn dieſe Erklärung nur von unſerer Ku⸗ 
rie ausgegangen, wenn eben deswegen fie kein vollſtändiger Beſchluß der 
Stände geworden wäre, fo würde der Riß nicht ſo breit und weit gezogen 
ſein, als er, meiner Ueberzeugung nach, jetzt ſchon beſteht, und gerade deshalb 


ſcheint mir dieſe Erklärung in der Art, wie wir ſte vorgeſchlagen haben, volls 


ſtändig zu genügen. g 

Wir ſind hier oft hingewieſen worden auf die Stellung, die wit zu Eu⸗ 
ropa einnehmen; es iſt in dieſem Saale oft geſagt und faft zur ſprichwörtlichen 
Redensart geworden: „Europa ſchaut auf uns.“ Ja, meine Herren, ich 
bin auch der Anſicht, daß Europa auf uns ſchaut. Abet wir müſſen Europa 
nicht blos zeigen, daß wir ein treues und ein tapferes Volk ſind, das weiß 
Europa ſeit Jahrhunderten, ſondern wir müſſen ihm auch zeigen, daß wir 
ein geſetzliches Volk ſind, daß wir unſere Rechte kennen und wahren wollen, 
daß wir ein Volk ſind, mit dem man Verträge ſchließen kann, und welches 
dieſe halten wird, weil es auf Wort und Treue hält, und daß es ſeine Rechte 
behaupten wird, wenn fie angegriffen werden follten. Das zu beweiſen, ha⸗ 
ben wir in neuerer Zeit nicht Gelegenheit gehabt; ſeit der große Kurfürſt 


W 


ſeine Schlachten ſchlug, ſind unſere ſtändiſchen Rechte in Vergeſſenheit ge⸗ 
kommen. Ich befinde mich jetzt nicht in der Lage, die ausgedehnten ſtändi⸗ 
ſchen Rechte zu reklamiren, die unſeren Vorfahren früher zuſtanden, die na⸗ 
mentlich die Stände des Landes, dem ich anzugehören die Ehre habe, die 
Stände der Grafſchaft Mark, beſaßen, die ihnen von dem großen Kurfür⸗ 
ſten und von allen ſeinen Nachfolgern bis auf die jüngſte Zeit feierlich ver⸗ 
brieft worden ſind, und die weder von unſeren Herrſchern, noch ſelbſt von 
der Fremdherrſchaft, welche leider auch bei uns eine Zeit lang beſtand, jemals 
in irgend einer Weiſe alterirt und aufgehoben ſind. Wenn ich auch dieſe 
Rechte vorläufig nicht reklamiren will, jo habe ich doch um jo mehr Anlaß, 
wenigſtens diejenigen Rechte in Anſpruch zu nehmen, die uns ſeit Menſchen⸗ 
gedenken von dem hochſeligen Könige verliehen und für unwiderruflich erklärt 
worden find. Wenn das erhabene Wort: „suum cuique“ die Bruſt un⸗ 
ſerer Fürſten ſchmückt, ſo wünſche ich auch, daß es auch über unſeren ſtän⸗ 
diſchen Rechten glänze, nicht blos mit den kleinlichen Zügen unſerer moder⸗ 
nen Stenographie, ſondern in den großen goldenen Uncial-Buchſtaben unſe⸗ 
rer Ahnen im Mittelalter, womit ſie ihre goldenen Bullen aufzeichneten und 
hinausſandten in alle Zeiten. Deshalb beantrage ich die Verweiſung dieſes 
Antrages an eine Abtheilung der Kurie der drei Stände. (Allgemeines Bravo.) 

Marſchall: Ich gebe zu, ich hätte den Antrag auf der Stelle zurück⸗ 
geben müſſen. (Viele Stimmen verlangen das Wort.) 

Abg. von Auerswald: Ich wollte mir nur die Frage erlauben, ob 
hierüber eine Debatte ftattfinden wird, in welchem Fall ich ums Wort bit- 
ten würde. f 

Marſchall: Ich kann den Herren Abgeordneten, die darüber ſpre⸗ 
chen wollen, das Wort nicht verſagen; natürlich kann darüber kein Beſchluß 
gefaßt werden. Wenn aber das Wort verlangt wird, ſo halte ich mich nicht 
befugt, da ein Redner feine Meinung hierüber geſagt hat, es den übri⸗ 
gen abzuſchneiden. Es möge die Verſammlung darüber entſcheiden. 

Abg. v. Auerswald (vom Platz): Wenn kein Beſchluß gefaßt wer⸗ 
den kann, ſo trage ich darauf an, daß der Marſchall auch bei der erſten 
Erklärung, daß die Diskuſſion nicht ſtattfinden kann, verbleibe, denn eine 
Diskuſſion, von der wir Alle wiſſen, daß ſie zu keinem Beſchluſſe führen 
kann, kann nur unnöthig aufregen. (Viele Stimmen durch einander, die 
den Schluß der Diskuſſion wünſchen.) Ich bitte, die Frage zur Unterſtüz⸗ 
zung zu bringen 

Marſchall: Ich bitte, daß alle die, die keine Diskuſſion zulaſſen 
wollen, aufſtehen (Große Majorität dafür.) Die Majorität hat beſchloſ⸗ 
fen, daß dieſer Gegenſtand nicht weiter erörtert werden ſoll. Der Herr Ab- 
geordnete Graf von Stoſch, als Referent, wird die Erklärung über die Ver⸗ 
ordnung, betreffend die Ausſchließung beſcholtener Perſonen aus der ſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung, vorlefen, 

Referent Graf Stoſch: (Lieſt das Konkluſum über die Verathung der 
Allerhöchſten Propofition, betreffend die Ausſchließung beſcholtener Perſonen 
von den ſtändiſchen Verhandlungen vor.) 

Marſchall: Hat Jemand in der Verſammlung gegen die Faſſung 
des Berichts etwas einzuwenden? 

Abg. Naumann: Ich wollte die Verſammlung nur darauf aufmerkſam 
machen, daß der erſtattete Bericht gezeigt hat, daß ein eigentliches Motiviren 
der eſchlüſſe nicht wohl zuläſſig iſt. Es kann in einem Berichte nicht be= 

ſtimmt werden, der oder jener Grund ſei für die Majorität leitend ge⸗ 


weſen, da über die Triftigkeit der Gründe keine Abſtimmung ſtattfindet; daher, 


kann nur hiſtoriſch angeführt werden, welche Aeußerungen in der Verſamm⸗ 
lung zur Motivirung der Beſchlüſſe vorgekommen find, und dies iſt das 
Einzige, was als feſtſtehend angegeben werden kann. Ob dieſe oder jene 
Gründe leitend geweſen ſind, das kann auch aus dem Grunde nicht geſagt 
werden, weil das, was für die eine Meinung ſpricht und durchgreifend ift, 
für ein anderes Mitglied derſelben Meinung weniger entſcheidend iſt, und 
weil auch Mitglieder von Gründen geleitet werden, die gar nicht haben zur 
Sprache gebracht werden können, weil bekanntlich jede Debatte ein Ende 
haben muß. Ich glaube, daß das Refereat nur die Bedeutung haben kann, 
die Beſchlüſſe Sr. Majeſtät dem König anzuzeigen und darin anzugeben, 
welche Motive im Lauſe der Debatte dafür angegeben worden ſind, aber 
nicht, ſich darüber auszuſprechen, daß ein beſtimmter Grund für dieſe Ent⸗ 
ſcheidung allein oder vorzugsweiſe leitend geweſen ſei. Würde dies ausge⸗ 
ſprochen, ſo kämen wir unvermeidlich auf die früheren Debatten zurück. Ich 
für meinen Theil kann von viclen der Gründe, die hier als leitend ange⸗ 
führt find, erklaren, daß fie dies für mich nicht geweſen find. Wollte Jedes 
Mitglied das Recht in Anſpruch nehmen, in dem Referat anzugeben: der 
oder jener Grund hat mich geleitet, ſo würden wir dahin kommen, daß jedes 
Mitglied ſeine Gründe noch erklären müßte; deshalb halte ich es angemeſſen, 
die Gutachten nicht in dieſer Weiſe abzufaſſen. 

Referent: Ich erwiedere, daß in dem Stände⸗Geſetz ausdrücklich ge⸗ 
ſagt if, daß in dem Vericht über eine Abſtimmung, welche nicht zwei Drittel 
der Stimmen für ſich gehabt hat, die Gründe der Majorität und Minorität 
anzuführen ſind. Ich habe daher geglaubt, mich als Berichterſtatter auf dem 
Rechtsboden zu befinden. 
n Landtags-Kommiſſar: Der §. 16. der Verordnung vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J. beſtimmt nicht, daß bei einem Gefeg-Entwürf die Gründe für die 

kanahme oder für die Bitte um Abänderung in dem Bericht an Se. Maje⸗ 
I"; den König mit aufgenommen werden müffen, und es hat allerdings da⸗ 
ei die Schwierigkeit vorgeſchwebt, eine ſo große Verſammlung, wie die gegen⸗ 
wärtige, zu einerlei Anſicht über die Gründe eines Beſchluſſes zu vereinigen. 
Sollte demnach die Verſammlung den Beſchluß faſſen, bei ihren Gutachten 
ohne Entwickelung der Gründe lediglich auf die Protokolle Bezug zu nehmen, 
ſo würde von Seiten des Gouvernements nichts dagegen erinnert werden kön⸗ 
nen: ob es aber die hohe Verſammlung nicht der Schicklichkeit angemeſſen 
findet, dieſe Gründe wenigſtens kurz anzuführen, das glaube ich derſelben 
überlaſſen zu müſſen. 

„ Marſchall: Es iſt die Frage, ob der Vorſchlag, die Erklärungen der 
Verſammlung ohne alle Gründe abzugeben, Unterſtüzung findet? (Findet 
keine Un 1 Der gegenwärtige Entwurf wird alſo nunmehr ange⸗ 
nommen? (Wird angenommen.) Es wird nichts dagegen zu erinnern ſein, 
daß der Bericht zuerſt in der Abtheilung angenommen werden muß; es wird 
dadurch einige Zeit verloren gehen, die aber in der Plenar⸗Verſammlung wie⸗ 


der gewonnen wird. Herr von Katte würde jetzt die Bitte um die Abände⸗ 
rung des Geſchäfts⸗Reglements, wie fie von ihm entworfen worden iſt, vor⸗ 
zutragen haben, da ſie aber noch nicht durch die Abtheilung gegangen iſt, ſo 
bitte ich, ſie zuerſt in dieſer vorzuleſen. In Bezug auf die ſtenographiſchen 
Berichte habe ich noch zu bemerken, daß, da heute Sitzungen beider Kurien 


ſtattfinden, dieſe Berichte bis morgen [früh bis 10 Uhr ausliegen werden. 


Durch den Herrn Marſchall der Herren-Kurie bin ich veranlaßt worden, in 
dieſer Kurie die Wahl derjenigen Kommiffton, welche mit dem Miniſterium 
wegen der Provinzial-Hülfskaſſen verhandeln ſoll, vorzunehmen. Es wird 
dies nicht anders geſchehen können, als in den einzelnen Provinzen, weil eine 
Wahl in der allgemeinen Verſammlung zu ſchwierig und zu lang ſein würde. 
Nach dem gefaßten Beſchluſſe ſoll aus jedem Stande einer jeden Provinz ein 
Mitglied ernannt werden, alſo zuſammen 24. Die Herren Landtags-Mar⸗ 
ſchälle oder deren Stellvertreter ſind die natürlichen Wahl-Kommiſſarien bei 
dieſem Akt, inſofern fie nämlich der Kurie der drei Stände angehören, weil 
die Kurie des Herrenſtandes für ſich wählt. Der Rhein-Provinz fehlt ein 
ſolcher Wahl-Kommiſſar, da ihr Marſchall und Stellvertreter dem 3 
ſtande angehören. Sollten mich die Herren als ihren Wahl-Kommiſſar an⸗ 
nehmen wollen, fo. bin ich ſehr gern bereit, mich dieſem Geſchäft zu unter- 
ziehen. (Der Vorſchlag wird mit großer Acclamation aufgenommen.) In 
dieſer Beziehung werde ich morgen die Sitzung eine halbe Stunde früher 
ſchließen und die Mitglieder der Rhein-Provinz, fo wie der Provinz Bran⸗ 
denburg, bitten, hier im Saale zurückzubleiben. Für die anderen Provinzen 

ſind Lokale bereit. . 

Abg. Frhr. v. Binde: Die Provinz Weſiphalen befindet ſich in der⸗ 
ſelben Verlegenheit, weil ihr Marſchall gleichfalls der Kerren-Kurie angehört 
und der Stellvertreter deſſelben abweſend iſt. Wenn wir uns alſo die Bitte 
erlauben dürften, daß der Herr Marſchall der Kurie der drei Stände auch 
bei uns jenes Amt übernehmen wollte, fo würden wir uns dadurch ſehr ge= 
ehrt und beglückt fühlen. f 

Marſchall: Ich 
ſonderen Ehre. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich wollte nur fragen, ob ein jeder 
Stand unter ſich, oder ob die drei Stände zuſammen drei Mitglieder erwählen. 

Marſchall: Darüber iſt nichts beſchloſſen worden; ich, glaube aber, 
daß ein jeder Stand für ſich wählen müſſe. : 

Landtags-Kommiffar: Für die Ausſchüſſe iſt allerdings die Anord⸗ 
nung vorgeſchrieben. 

Abg. Hanſemann (vom Platz): So viel ich mich erinnere, iſt dies 
im Sinne des Beſchluſſes, und ich glaube auch nicht, daß die Faſſung an⸗ 
ders genommen werden kann. 

Marſchall: Die Wahl-Protokolle werde ich mir übermorgen erbitten, 
um ſie dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie einzureichen. Wir kommen 
jetzt zur Tagesordnung, und ich erſuche den Herrn Abgeordneten von Schen⸗ 
kendorf, den Platz als Referent einzunehmen. 


nehme dies ſehr gern an und rechne es mir zur be⸗ 


Referent v. Schenkendorf: (verlieſt das Gutachten der VI. Abtheilung 


über einige Petitionen, betreffend die Abhülfe des Nothſtandes.) Die ſechſte 
Abtheilung hat abermals über eine Reihe von Petitionen zu berichten, welche 
ſich mit den Mitteln zur Abhülfe des gegenwärtigen Nothſtandes beſchäftigen, 
und zwar zunächſt über die Petitionen des Abgeordneten von Donſmierski, 
des Abgeordneten Wächter, des Abgeordneten Seulen, welche ſowohl in der 
Darſtellung der Thatſachen, auf die ſie die gemachten Vorſchläge gründen, 
als in dieſen ſelbſt ſo nahe zuſammenfallen, daß es angemeſſen erſchien, die⸗ 
ſelben einer gemeinſamen Beurtheilung zu unterwerfen. Die Verfaſſer der 
gedachten Petitionen gehen von dem Geſichtspunkte aus, daß der durch die 
Theurung der erſten Lebensbedürfnſſe herbeigeführte Nothftand der ärmeren 
Klaſſen der Bevölkerung beſonders dadurch noch erhöht werde, daß es den⸗ 
ſelben an Gelegenheit zur Arbeit und zum Erwerbe fehle, der ihnen die Mittel 
zur Beſtreitung der geſteigerten Bedürfniſſe gewähren können. Die Antrag⸗ 
ſteller führen aus, daß dieſem Uebelſtande nur mit Erfolg entgegengetreten 
werden könne, wenn von Seiten des Staats durch gemeinnützige Anlagen, 
namentlich Chauſſee⸗Vauten, in größtmöglichem Umfange für die Veſchäftigung 
und den Erwerb der arbeitenden Klaſſen geſorgt werde, wenn beſonders die 
bereits in Angriff genommenen Staats-Chauſſeen ſchneller gefördert und Un⸗ 
ternehmungen dieſer Art von Kommunen und Privaten durch Bewilligung 
angemeſſen erhöhter Vau-Prämien erleichtert würden, und bezeichnen diejenigen 
Anlagen in den Provinzen, denen ſie angehören, die eine vorzugsweiſe Be⸗ 
rückſichtigung in dieſer Hinſicht verdienen möchten. Die unterzeichnete Ab⸗ 
theilung hat der von den Antragſtellern entwickelten Anſicht, daß die Noth 
der ärmeren Klaſſen hauptſächlich durch Mangel an Arbeits-Verdienſt geſtei⸗ 
gert werde, und daß dem durch Verwendungen aus Staatsmitteln für gemein⸗ 
nützige Zwecke eine weſentliche Abhülfe zu ſchaffen ſei, nur vollkommen bei⸗ 
pflichten können. Wir ſchlagen daher einer hohen Verſammlung gehorfamft 
vor, an Se. Majeſtät den König die Bitte zu richten: „daß für die Dauer 
der gegenwärtigen Theurung durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl unmittelbar 
auf Koſten des Staats, als unmittelbar durch Unterſtützung von Kreis-, 
Kommunal- und Aktien⸗Unternehmungen dieſer Art, den arbeitenden Klaſſen 
neue Erwerbsquellen in höchſtmöglicher Ausdehnung eröffnet werden mögen.“ 

Ein fernerer Antrag des Abgeordneten von Donimierski: „daß aus den 
Getraide-Vorräthen der Magazine und der Seehandlung, fo viel das Gou⸗ 
vernement davon ſelbſt nicht gebraucht, an die armen Leute zu etwas billigeren 
Preiſen verkauft werde“, hat bei der unterzeichneten Abtheilung keine Unter⸗ 
ſtützung gefunden. Die uns von Seiten des Gouvernements gemachten Mit⸗ 
theilungen laſſen uns nicht zweifeln, daß bei der Verwendung ſowohl der 
vorhandenen als der noch zu erwartenden Vorräthe nichts werde verſäumt 
werden, um durch ſie eine höchſtmögliche Minderung des Nothſtandes zu be⸗ 
wirken. Ein näheres Eingehen auf dieſen Gegenſtand hat uns aber um ſo 
weniger rathſam geſchienen, als ein zu frühzeitiges Bekanntwerden der in 
— Beziehung beabſichtigten Maßregeln den Erfolg derſelben gefährden 
önnte. 

Der Antrag des Abgeordneten Linau: „daß ein hoher Landtag bei des 
Königs Majeſtät ſich dahin verwenden wolle, daß Allerhöchſtdieſelben geruhen 
möchten, die Wiedererhebung der Mahlſteuer anzuordnen, deren Betrag aber 
den betreffenden Kommunen zur Unterſtützung ihrer Armen mit Brod und 
Kartoffeln auf die Dauer des früher zugedachten gänzlichen Erlaſſes zu über⸗ 
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weiſen“, kann ebenfalls bei einer hohen Verſammlung nicht befürwortet wer⸗ 
den. Ohne uns auf eine nähere Erörterung der mindeſtens ſehr zweifelhaften 
Frage einzulaſſen, ob durch eine anderweite Verwendung der durch Wieder⸗ 
Erhebung der erlaſſenen Steuer zu gewinnenden Summen den Armen eine 
weſentlich größere Unterſtützung gewährt werden könne, als die, welche ihnen 
durch den betreffenden Steuer-Erlaß zu Theil geworden iſt, ſind wir einſtim⸗ 
mig der Anſicht, daß die hohe Verſammlung die Aufhebung dieſer erſt vor 
wenigen Wochen angeordneten Maßregel, deren wohlwollende Motive im 
ganzen Lande die dankbarſte Anerkennung gefunden haben, und deren Wir⸗ 
kungen ſich jetzt noch keinesweges vollſtändig überſehen laſſen, nicht werde be⸗ 
antragen wollen. 3 0 

Der Antrag des Abgeordneten Grafen v. Skorzewski und einigen andes 
ren der Provinz Poſen geht dahin: „daß alle Abgeordneten eine Bitte an 
ihre Kommittenten erlaſſen, die Nothdürftigen zu unterſtützen. Jeder Abge⸗ 
ordnete unterzeichnet feinen Veitrag, die Herren Landräthe, Ober-Bürger⸗ 
meiſter und Bürgermeifter übernehmen die Beiträge und berufen, wo die Ein— 
richtung noch nicht eingeführt iſt, jeden Monat bis zur Erndte ein Comite, 
welches die eingekommenen Gelder den Unbemittelten einhändigt“, und ſchließt 
mit der Erklärung, daß der genannte Herr Antragſteller, wenn die Petition 


angenommen werde, 300 Rihlr. zu dem gedachten Behufe zu zahlen bereit 


ſei. Die unterzeichnete Abtheilung hat den wohlwollenden und menſchenfreund⸗ 
lichen Abſichten der Antragſteller ihre volle Anerkennung nicht verſagen kön⸗ 
nen. Da ſich indeß die hohe Verſammlung nach der Anſicht der Abtheilung 
nicht in der Lage befindet, über die geſtellten, lediglich dem Ermeſſen der 
Einzelnen anheimfallenden Anträge Beſchlüſſe zu faſſen, ſo hat auch die Ab⸗ 
teilung ſich einer Begutachtung derſelben nicht unterziehen zu können geglaubt. 
Graf Nenard. Prüfer. Urban. Schulz. Freiherr v. Lilien. Meviſſen v. Cols. 
v. Nene ene Seltmann. v. Beckerath. v. Auerswald. v. Scheukendorff. 
0 v. Münchhauſen. Dansmann. B. Michaelis. C. Arndt. 


Abg. Plagemann: Meine Herren! Hier von dieſer Stelle aus ha— 
ben wir ſo oft Worte darüber gehört, womit man die Noth der Armen lin— 
dern ſoll, aber noch nie wurde gefragt, wodurch dieſe Armuth entſtanden ſei. 
Schon ſeit langen Jahren gehöre ich zu den Vertretern einer Stadt, und ich 
habe von jeher der Verarmung der dortigen Einwohner mit Aufmerkſamkeit 
gefolgt, und ich habe geſehen daß ſie durch die Gewerbefreiheit entſtanden iſt. (Ohoh) 
Die Gewerbefreiheit mag ihr Gutes haben, das erkenne ich an, ich vergleiche ſie 
mit einem Strom, wenn er ruhig fließt, kann er ein Land beglücken, wenn er 
aber über feine Ufer tritt, fo zerſtört er Alles, was er früher beglückt hat; 
fo hat auch die Gewerbefreiheit ihre Grenzen überſchritten. Hätte man dabeı 
Vorkehrungen getroffen, daß Niemand ein Geſchäft anfangen darf, ohne die 
nöthige Kenntniß davon zu beſitzen, und ohne das Kapital zu haben, um 
das Gewerbe fortzuſetzen, und geſagt, du ſollſt nicht eher herrathen, bevor 
du nicht 24 Jahre alt biſt, ſo wäre es nicht jedem Jungen erlaubt geweſen, 
eine Wirthſchaft anzufangen, von der er nichts verfieht, und die Armuth 
nicht fo groß geworden fein. Die Hülfe ift allerdings nothwendig, und es 
muß Arbeit gegeben werden, die Hülfe wird aber nicht lange dauern, ſo iſt 
das Elend wieder da. . * 

Abg. Diergardt: Meine Herren! Es iſt für den Vaterlandsfreund 
eine der traurigſten Erſcheinungen, daß ſchon in einer Mißärndte, bei einem 
30jährigen Frieden, die Hülfsbedürftigen in einer ſo erſchreckenden Weiſe zu⸗ 
genommen haben. Die Armen-Verwaltungen werden hierzu die beſten Ve⸗ 
lägs liefern. Wir haben mit keinem äußeren Feinde mehr zu kämpfen, wohl 
aber mit krankhaften Zuſtänden, welche in ihren Folgen gefährlicher werden 
können, alls ein Kampf mit dem Auslande. Jedem, der ſich ernſthaft mit die⸗ 
ſer wichtigen Angelegenheit beſchäftigt hat, drängt ſich unwillkürlich die Frage 
auf: welche Mittel find vorhanden, um dieſe betrübenden Zuſtände zu hel⸗ 
len? Von meinem Standpunkte aus weiß ich keine andere Antwort zu ge⸗ 
ben, als daß für beſſer lohnende Arbeit, für beſſere Vertretung der materiellen 
Intereſſen im In- und Auslande geſorgt werde. Das Syſtem des Gehen⸗ 
laſſens und der Stener-Erhebung, ohne fi) gründlich zu erkundigen, ob die 
Beſteuerten zahlungsfähig bleiben, kann nicht mehr ausreichen. Man wird 
die Wunden mit offenen Augen unterſuchen, man wird kräftige Heilmittel 
anwenden müſſen, — eine homöopathiſche Kur kann nicht mehr aushelfen Bi 
man wird zu kräftigen Mitteln greifen müſſen. In England, wo man dleſe 
Verhältniſſe praktiſch unterſucht, wo man ſehr wenig von der Theorie hält, 
aber deſto mehr auf die Erfahrung von Sachverſtändigen, heißt es in einem 
Parlamentsberichte: „Mangel an Arbeit erzeugt Elend; Elend erzeugt un⸗ 
ruhigen Geiſt; unruhiger Geiſt erzeugt Mangel an Sicherheit; — und jo 
iſt der fehlerhafte Kreislauf geſchloſſen, denn Mangel an Sicherheit erzeugt 
Mangel an Arbeit.“ Ich glaube, meine Herren, daß wir diefe Anſicht auf 
unſere Zuſtände anwenden können. Eine ſpätere Verhandlung über die ma⸗ 
teriellen Intereſſen wird mir Gelegenheit geben, weitläuftiger darüber zu 
ſprechen. Für heute bin ich für alle Anträge, welche dahin zielen, die be⸗ 
dauernswerthe Lage unſerer armen unglücklichen Landsleute zu heben. Ich 
erlaube mir daher die Bitte, wenn es die Staats-Regierung für gut findet, 
letzt ſchon kräftig einzuſchreiten, daß man nicht lange den Inſtanzenzug dieſe 
Angelegenheit durchgehen läßt, ſondern fofort Hand ans Werk lege. 

bg. Krauſe aus Schleſien: Es giebt in jedem Verhältniß Mittel, 
welche man zur Beſchäftigung verwenden kann. Ich bin bekannt damit, daß 
man den Flachsbau als Mittel dazu verwenden kann. Der Flachs iſt ein Gewächs, 
was ſehr viel Handarbeit erfordert. Wer ein Kapital anlegen will, glaube 
ich, wird dadurch im Winter Beſchäftigung für Arme herbeiführen können. 
Ich bin der Anſicht, daß der Flachsbau der Armuth mehr nützt, als ausge⸗ 
dehnte Kartoffel⸗Spiritusbrennercien. Dasjenige, was dem Lande zum Nutzen 
ſein ſollte, die Kartoffel, ift ihm zum Fluche geworden, denn anſtatt ſie zu 
genießen, muß man ſie trinken, dadurch wird das Volk moraliſch verdorben. 

Abg. v. Kunheim (vom Platz): Wir haben es mit dem gegenwärti⸗ 
gen Nothſtande zu thun, bei der Berathung von Maßregeln für die Zukunft 
verhungern die Armen. 37 h 

Abg. Facilides: Erfahrungsmäßig denkt die arbeitende Klaſſe nicht 
daran, daß die Zeit der Noth zurückkehrt. Hier in Berlin hat ein gewiſſer 
Liedtke ein Sparſyſtem errichtet, was, ſo We: bekannt, von außerordenlich 
prattiſchem Nutzen iſt. Dergleichen Sparſyſteme, glaube ich, können in den 
meiſten Kommunen mit großem Vortheilt eingeführt werden, und ſie werden 
zuverläſſig dahin führen, daß der Nothſtand, welcher vorigen Winter fo ſehr 
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drückend geweſen iſt, nicht in dem Maße zurückkehrt. Ich habe mir erlaubt, 
ein Amendement zu den Vorſchlägen der Abtheilung vorzuſchlagen, nämlich 
am Schluß einen Zuſatz. Der Antrag der Abtheilung heißt: „daß für die 
Dauer der gegenwärtigen Theuerung durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl un⸗ 
mittelbar auf Koſten des Staats, als mittelbar durch Unterſtützung von Kreis⸗, 
Kommunal- und Actien-Unternehmungen dieſer Art, den arbeitenden Klaſſen 
neue Erwerbsquellen in höchſtmöglicher Ausdehnung eröffnet werden mögen.“ 
Nun ſoll als Zuſatz angefügt werden: „und denſelbigen Kreis- und Kom⸗ 
munalbehörden die Einrichtung von Sparſyſtemen zur Pflicht zu machen, wie 
das Liedkeſche, welches ſich in Berlin ſehr bewährt hat.“ 
(Stimmen: Es iſt kein Wort davon verſtanden worden.) 

Marſchall: Der Herr Redner hat den Landgemeinden das ſogenannte 
Liedtkeſche Sparſyſtem anempfohlen. 

Abg. Facilides: Ich bin der Meinung, daß es darauf ankommt, die 
arbeitende Klaſſe zum Sparen anzuhalten, und daß ſie dann das Ihrige 
beſſer in Obacht nehmen werde, als die Unterſtützung auf andere Weile. 

Marſchall: Es iſt dies ein Amendement, bei welchem ich ſogleich 
frage: ob daſſelbe ſeitens der Verſammlung unterſtützt wird? (Es findet keine 
Unterſtützung.) 

Abg. v. Auerswald: Ich bemerke nur, daß es ſich hier um die Be⸗ 
antragung derjenigen Maßregeln handelt, welche in der kürzeſten Friſt zu er⸗ 
greifen ſind. Ich bitte die hohe Verſammlung dringend, ſich des Umſtandes 
zu erinnern, daß das Gutachten auf allgemeinen Wunſch beſchleunigt werden 
mußte, damit es jeder anderen Sache vorweg genommen und heute zu einem 
Beſchluſſe geführt werden kounte und nicht mit anderen Vorſchlägen die De— 
batte zu verzögern und unklar zu machen. 

Landtags-Kommiſſar: Die Theuerung der Lebensmittel beſchränkt 
den Verbrauch aller irgend entbehrlichen Gegenſtände — ſo den Verbrauch 
an Manufaktur-Waaren; ſie erzeugt Stockung im Abſatz der Fabriken, die 
Fabrikanten werden genöthigt, Arbeiter zu entlaſſen, und die entlaſſenen Ars 
beiter verfallen der dringendſten Noth. Ach da, wo der Landwirth nicht mehr 
im Stande iſt, die Arbeiten, die er ſonſt regelmäßig vorzunehmen gewohnt 
iſt, in gleichem Umfange jetzt zu betreiben, entſteht Mangel an Arbeit für die 
bäuerlichen Tagelöhner. Ja man konnte annehmen, daß ſich die Regierung 
ſelbſt in der Nothwendigkeit befinde, ſolche Einſchränkungen eintreten zu laſ⸗ 
ſen. Es kann nicht ausbleiben, daß dieſelben Urſachen, welche die Einkünfte 
des Privatmannes ſchmälern, auch die Regierung, und zwar in demſelben 
Maße in ihren Einnahmen beſchränken. Außerdem hat die Regierung bereits 
koſtſpielige Maßregeln ergriffen, um Lebensmittel anzuſchaffen; ſie hat ſich in 
der Nothwendigkeit befunden, auf einen nicht unbedeutenden Theil ihrer Ein⸗ 
nahmen zu verzichten, um der unterſten Volksklaſſe eine nicht unweſentliche 
Erleichterung zuzuwenden. Nichtsdeſtoweniger aber hat dieſelbe es möglich 
gemacht, öffentliche Arbeiten in ziemlich bedeutendem Umfange betreiben zu 
laffen, und wenn in dem Gutachten hervorgehoben wird, daß Klagen 
darüber beſtänden, daß ſelbſt die gewöhnlichen öffentlichen Arbeiten be⸗ 
ſchränkt würden, ſo muß ich dieſer Behauptung widerſprechen. Wenn 
freilich, um der partiellen Noth einzelner Landestheile zu begegnen, in 
den letzten Jahren ganz ungewöhnliche Verwendungen für dergleichen Arbei— 
ten gemacht ſind und ſolche in dieſem Jahre, wo die Anforderungen von al⸗ 
len Seiten ſich häufen, in gleichem Maße nicht fortgeſetzt werden können, ſo 
glaube ich nicht, daß deshalb die Regierung der Vorwurf treffen kann, als 


habe ſie ihre Arbeiten beſchränkt. Es iſt dies eine relative partielle Beſchrän⸗ 


kung gegen ganz ungewöhnliche Vermehrung, aber keine Beſchränkung gegen 
die regelmäßigen Verwendungen. Vielleicht wird der Direktor der Abtheilung 
für Handel, Fabrikation und Vauweſen, Herr von Pommer⸗Eſche, einen kur⸗ 
zen Vortrag hierüber halten, zu deſſen Einleitung ich noch bemerke, daß für 
Chauſſee-Neubauten bis vor zwei Jahren jährlich 500,000 Rthlr. etatsmäßig 
verwendet worden, ſeit dem vorigen Jahre aber die Verwendungs-Summe 
auf eine Million Thaler erhöht iſt. 

Miiniſterial-Kommiſſar Pommer-Eſche: Wie bemerkt worden ift, be⸗ 
trägt der gewöhnliche etatsmäßige Fonds die Summe von einer Million Tha⸗ 
ler. Es ſteht dieſer nicht unanſehnliche Betrag auch für dieſes Jahr zur Dis- 
poſition, um dadurch insbeſondere den Arbeitern, welche mit der Hand ihren 
Unterhalt zu ſuchen haben, Verdienſt zu ſchaffen. Es iſt nicht dabei ſtehen 
geblieben worden, ſondern für die Provinz Preußen zunächſt außer der Rate 
eine Summe von 150,000 Thalern disponibel gemacht worden, um dadurch 
den Chauſſeen einen Fortbau zu ſchaffen. Es find für andere Provinzen 
100,000 Thaler zur Dispofition geſtellt worden. Neben dieſer Summe ſtehen 
ſodenn etatsmäßig zur Dispoſition und kommen zu gleichem Zweck der arbei⸗ 
tenden Klaſſe zu Gute die Summe von 13 Millionen, welche zur Unterſtüz⸗ 
zung der Chauſſeebauten geſtellt find. Es iſt, wiewohl die Fonds nicht aus⸗ 
reichen, um in dem Maße, wie es gewünſcht wird, Chauſſee-Materialien zu 
beſchaffen, auch ſchon der Ausweg benutzt worden, aus denſelben Fonds, die 
im nächſten Jahre disponibel geſtellt werden, einige Vorſchüſſe zu machen, um 
in Fällen wo es dringend Noth thut, mit den Anfuhren von Chauſſee-Ma⸗ 
terialien vorgehen zu können. In neuerer Zeit, nachdem ſich mehr und mehr 
herausgeſtellt hat, daß in manchen Provinzen vermehrte Arbeits⸗Gelegenheit 
erforderlich ſein würde, ſind durch die Gnade Sr. Majeſtät für nothwendige 
Bauten einzelne Summen zur Dispoſttion geſtellt worden, die ſich auf 40— 
50,000 Thaler belaufen. Nächſtdem, was für Chauſſee⸗Neubauten und Chauf- 
ſee-Unterhaltung flüſſig gemacht worden iſt, kommt in Betracht, das, was 
für ſonſtige Bauten ausgeſetzt worden iſt, indem ein AN Theil der Ver⸗ 
wendung der arbeitenden Klaſſe zu Gute komme, HAM ich der Klaſſe, welche 
handwerksmäßig Verdienſt dadurch erlangt. Es. find etatsmäßig für Unter⸗ 
haltung der Bauwerke, welche in dieſe Kategorie gehören, 900,000 Thaler 
disponibel. Außerdem hat Se. Maßeſtät für dieſes Jahr zu extraordinairen 
Ausgaben eine Summe von 700,000 Thalern beſtimmt, welche zur Verwen⸗ 
dung kommen und auf Kanalbauten und Fluß⸗Regulirungen verwendet wer- 
den, was Gelegenheit giebt, eine Menge Arbeiter zu beſchäftigen. Ich muß 
darauf aufmerkſam machen, daß die Strom-Regulirungen, welche nach Inhalt 
der der Verſammlung vorliegenden Denkſchrift behufs des Ueberganges über 
die Weichſel und Nogat eingeleitet worden ſind, einer großen Menge Arbeiter 
Beſchäftigung gewähren, indem der Fonds ſich auf einige Hunderttauſend 
Thaler beläuft. Es find mehrere Tauſend Arbeiter bei dieſen Bauten beſchäf⸗ 
5 Jortſetzung in der zweiten Beilage.) - 
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: (Fortſetzung aus der erften Beilage.) 
tigt, und es dürften die gegenwärtig zur Dispofition ſtehenden Mittel aus⸗ 
reichende Gelegenheit geben, um Arbeitsverdienſt zu gewähren. 

Landtags-Kommiſſar: Zu dieſem Vortrage, den ich für nöthig ge⸗ 
halten habe, um die hohe Verſammlung zu überzeugen, daß die Verwaltung 
nicht nur von den gewöhnlichen Summen nichts gekürzt, ſondern ſehr be⸗ 
deutende Summen über dieſelben hinaus zur Arbeit beſtimmt hat, füge ich 
noch hinzu, daß die Feſtungsbauten von Polen, Königsberg, Lögen, Minden 
und Köln in dieſem Jahre eine Summe von mehr als 800,000 Nthlrn. ab⸗ 
ſorbiren, und daß für die großen Meliorationen an der Brahe und am 
Schwarzwaſſer 100,000 Rthlr. angewieſen ſind. Wenn nichtsdeſtoweniger die 
hohe Verſammlung die Bitte an Se. Majeſtät zu richten beſchließen möchte, 
daß noch größere Verwendungen für öffentliche Vauten zur Abhülfe der Noth 
der armen Klaſſen bis zur Aerndte ansgefegt werden möchten, fo glaube ich 
die Verſicherung geben zu dürfen, daß Se. Majeſtät dieſes Geſuch in ge— 
wohnter Gnade aufnehmen und demſelben ſo weit entſprechen werden, als 
dies die finanziellen Mittel des Staats irgend geftatten, indem, wie lebendig 
auch der Wunſch der hohen Verſammlung ſein mag, die Noth des ärmeren 
Theiles der Bevölkerung möglichſt zu lindern, die auf das gleiche Ziel ge⸗ 
richteten Wünſche Sr. Majeftät gewiß nicht weniger lebhaft ſind. Ich wie⸗ 
derhole, daß, wenn die Verſammlung dieſe Bitte ſtellen ſollte, ſolche die be— 
reiteſte Aufnahme finden wird. (Mehrfacher Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Wenn die hohe Verſammlung die Abſtimmung verlangt, 
ſo verſtehe ich, daß ſie über den Antrag der Abtheilung abſtimmen will. 
Gleichwohl werde ich dem Herrn Abgeordneten Dittrich das Wort geben, weil 
derſelbe ein Amendement geſtellt hat und es vielleicht von Nutzen ſein wird, 
daſſelbe zu hören. a 

Abg. Dittrich: Meine Herren! Die hochwichtige Lebensfrage, die uns 
etzt beſchäftigt, fol, wie mehrerentheils bemerkt worden ift, beſchränkt werden 
auf die gegenwärtige Noth. Ich frage zunächſt, was iſt die gegenwärtige 
Noth? wie lange dauert ſie? wird ſie angenommen bis zur nächſten Aerndte? 
(Ja.) Wenn das angenommen wird, ſo iſt bis jetzt das einzige für den 
Augenblick vorgeſchlagene Mittel dasjenige der Arbeitsbeſchäftigung beiſpiels⸗ 
weiſe das der Straßenbauten. Außerdem giebt es aber noch Mittel, die auf 
die gegenwärtige Noth Einfluß haben können, nämlich diejenigen, die den 
Gewerbetreibenden Arbeit verſchaffen könnten, ich meine Lieferungen an Tuchen 
und Leinen, die für die Armen erforderlich ſind. 
warum gerade jetzt wieder die Frage auf die augenblickliche Noth beſchränkt 
werden ſoll? Hat bei der erſten Frage über die ſchleunigſten Mittel eine Aus⸗ 
dehnung derſelben nicht ſtaztgefunden, warum ſoll jezt die Frage nicht um⸗ 
faſſender zur Sprache gebracht werden? Ich ſehe keinen Grund dazu. Die 
Frage iſt fo hoch wichtig, ich habe mich fo viel damit beſchäftigt und wünſchte, 
daß die Verſammlung die Mitel ſämmtlich prüfe, denn die arbeitende Klaſſe 
muß ſehen, daß ſie vollſtändig hier vertreten iſt. Ich erkenne mit dem vollſten 
Danke die Anordnungen an, welche, wie der Herr Landtags⸗Kommiſſar aus⸗ 
geſprochen hat, ergriffen find; ich wünſchte nur, daß von der hohen Verſamm⸗ 
lung der Antrag geſtellt werde, daß die Mittel, die ſo huldreich für die 
Mongte Juni, Juli und Auguſt bewilligt worden ſind, möglichſt überall durch 
die Amtsblätter publizirt werden. Es ſind ſo viel beunruhigende Nachrichten 
eingegangen; die Leute ziehen ſchaarenweiſe herum und erbetteln ſich Getraide 
und ſonſtige Lebensmittel; der Ankauf deſſelben aber iſt nur für diejenigen 
möglich, die etwas haben, um kaufen zu können, die aber gar nichts haben, 
für dieſe wird dennoch der Noth nicht abgeholfen, und das kann nur durch 
Arbeit geſchehen. Ich erlaube mir alſo den Antrag — wenn wir uns auch 
länger mit der Sache beſchäftigen, es wird ein Aufenthalt von vierundzwanzig 
Stunden nichts ſchaden — die hohe Verſammlung wolle die Maßnahmen, 
die weiter hinausreichen, doch in irgend etwas berüdfichtigen. Ich habe mir 
alſo erlaubt, einen Antrag dahin zu ſtellen: „daß der Noth der arbeitenden 
Klaſſe möglichſt Abbülfe gewährt werde durch Verſchaffung von Arbeit, insbe- 
ſondere vermittelſt der Zollgeſetzgebung, durch gemeinnützige Anlagen, umittel⸗ 
bar auf Koſten des Staates und mittelbar durch Unterſtützung von Kreis⸗ 
Kommunal⸗ und Actien⸗Unternehmungen, ſo wie durch Eröffnung neuer 
Erwerbsquellen und Kräftigung der beſtehenden.“ N 5 

Marſchall: Ich frage, ob der Antrag auf Schluß der Debatte unter⸗ 
fügt wird. (Mehrere Stimmen: Nein!) Es wird ſich nämlich darum hans 
deln, ob nach der Erklärung, die der Königliche Landtags-Kommiſſar gegeben 
hat, über den Antrag der Abtheilung jetzt abgeſtimmt werden ſoll. Das 
ſchließt nicht aus, daß wegen anderer Vorſchläge, die gemacht werden, gefragt 
wird, ob fie Unterſtützung finden, und daß dann noch alle Anträge eingebracht 
werden 1 70 5 e werden. 

Eine Stimme: Wenn über den Antrgg der Abtheilung abgeſtimmt 
wird, dann bitte ich wenigfiens, daß die Frage dahin debt ur a für 
die Monate Mai, Juni und Juli die Verwendung der Mittel erfolge. 

Marſchall: Findet der Antrag Unterſtützung? (Wird nicht unterſtützt.) 
Dann bitte ich, daß diejenigen, die den Schluß der Debatte wünſchen, auf- 
stehen. (Die Mehrzahl erhebt ſich) Er wird gewünſcht, und die Debatte 
iſt demnach geſchloſſen. Der Antrag der Abtheilung iſt alſo folgender. (Der 
Secretair verlieſt denſelben.): „Daß für die Dauer der gegenwärtigen Theu⸗ 
rung durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koſten des Staats, 
als mittelbar durch Unterſtützung von Kreis-Kommunal- und Actien⸗Unter⸗ 
nehmungen dieſer Art, den arbeitenden Klaſſen neue Erwerbsquellen in höchſt⸗ 
möglicher Ausdehnung eröffnet werden mögen.“ Diejenigen, welche dieſen 
Antrag annehmen, bitte ich auſzuſtehen. Wird faft einſtimmig angenommen. 
Der Referent wird fortfahren. SER 

Referent von Schenkendorf: Cieſt vor.) Ein fernerer Antrag des 
Abgeordneten von Donimiersti; „daß aus den Getraide-Vorräthen der Ma- 
gazine und der Scehandlung, fo. viel das Gouvernement davon felbft nicht 
gebraucht, an die armen Leute zu etwas billigeren Preiſen verkauft werde“, 
hat bei der unterzeichneten Abtheilung Peine Unterſtützung gefunden. Die uns 
von Seiten des Gouvernements gemachten Mittheilungen laſſen uns nicht zwei⸗ 
fein, daß bei der Verwendung ſowohl der vorhandenen als der noch zu er- 
wartenden Vorräthe nichts werde verſäumt werden, um durch fie eine höchſt⸗ 
mögliche Minderung des Nothſtandes zu bewirken. Ein näheres Eingehen 
auf dieſen Gegenſtand hat uns aber um ſo weniger rathſam geſchienen, als 


Ich ſehe übrigens nicht ein, 


ein zu frühzeitiges Bekanntwerden der in dieſer Beziehung beabſichtigten Maß⸗ 

regeln den Erfolg derſelben gefährden 3 en 2 
Marſchall: Dieſem Antrag iſt die Abtheilung nicht beigetreten, ehe 
ich ihn alſo zur Debatte ſtelle, muß ich fragen, ob er in der Verſammlung 
Unterſtützung findet. (Wird, nachdem er auf Verlangen noch einmal vorge⸗ 
tragen worden, hinreichend unterſtützt.) 5 

Abg. v. Donimierski: Es ſollen in einzelnen Magazinen nach Nach⸗ 
richten, die ich erhalten habe, noch bedeutende Vorräthe liegen. Es iſt alſo 
wünſchenswerth, daß dieſe Magazin-Vorräthe gleichmäßig zum Verkaufe ver⸗ 
theilt würden, damit nicht einzelne Gegenden ganz ohne Getraide wären. Es 
liegen auch bei Privatleuten bedeutende Vorräthe, und es erſcheint auch 
wünſchenswerth, daß dieſe verzeichnet und, wenn auch auf Staatskoſten, dahin 
gebracht würden, wo ein Mangel an Lebensmitteln ſich zeigt. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube, daß dieſer Antrag ein unnöthiger 
fein würde, weil, was die Vorräthe des Staats und namentlich diejenigen 
der Militair⸗Verwaltung betrifft, dieſem Antrage bereits genügt iſt. Es iſt auf 
die Vorräthe der Militair⸗Verwaltung überall fo weit zurückgegriffen worden, 
als es die nöthige Sorge für die Verpflegung der Armee erlaubt. Ueberdies 
find aus den Militair-Magazinen der Civil-Verwaltung Vorſchüſſe geleiftet, 
die aus den von der letzteren außerhalb angekauften Vorräthen zurück er⸗ 
ſtattet werden. 720 

Abg. v. Donimierski: Meinem Antrage iſt nach der Erklärung des 
Herrn Landtags⸗Kommiſſars vollkommen genügt. 

2 (Vielſeitiger Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Wenn Niemand mehr das Wort wünſcht, ſo bitte ich 
nunmehr, daß diejenigen, die nach den gemachten Erklärungen den Antrag 
dennoch unterſtützen, aufſtehen. Der Referent wird fortfahren. ; 

Referent v. Schenkendorff (lieft vor): Der Antrag des Abgeordne⸗ 
ten Linau: „daß ein Hoher Landtag bei des Königs Majeftät ſich dahin 
verwenden wolle, daß Allerhöchſtdieſelben geruhen möchten, die Wiedererhebung 
der Mahlſteuer anzuordnen, deren Betrag aber den betreffenden Kommunen 
zur Unterſtützung ihrer Armen mit Brodt und Kartoffeln auf die Dauer des 
früher zugedachten gänzlichen Erlaſſes zu überweiſen.“ N 5 

Marſchall: Die Abtheilung hat den Antrag nicht unterſtützt, findet 
er in der Hohen Verſammlung Unterſtützung? (Wird nicht unterſtützt.) Der 
Abgeordnete Hanſemann will ein anderweites Amendement ſtellen. 1 

Abg. Hanſemann: Unter denjenigen Maßregeln, die das Gouverne⸗ 
ment getroffen hat, um die Armuth der unteren Volksklaſſen bei der Theue⸗ 
rung der Lebensmittel zu unterſtützen, habe ich vorzüglich die Maßregel freu⸗ 
dig begrüßt, daß die Mahlſteuer einſtweilen aufgehoben wurde. Es iſt dies 
für 3 Monate geſchehen. Meine Anſicht iſt, daß die wohlthätigen Folgen 
dieſer Maßregel noch nicht innerhalb der 3 Monate vollſtändig hervortreten 
können, daß eine längere Zeit dazu erforderlich ſein wird. (Unruhe in der 
Verſammlung.) Ich mache nicht einen Antrag, ich mache aber das Gouver⸗ 
nement darauf aufmerkſam, daß, um dieſe wohlthätigen Folgen herbeizuführen, es 
wünſchenswerth ſein würde, die Maßregel noch auf 3 Monate zu verlängern. 

(Der Redner wird durch die Unruhe in der Verſammlung unterbrochen.) 

Referent: Der Antrag des Abgeordneten v. Skorzewski und einiger 
Anderer aus Poſen geht dahin (lieſt vor): „daß alle Abgeordneten eine Bitte 
an ihre Kommittententen erlaſſen, die Nothdürftigen zu unterſtützen. Jeder 
Abgeordnete unterzeichnet ſeinen Beitrag, die Herren Landräthe, Ober-Bür⸗ 
germeiſter und Bürgermeiſter übernehmen die Beiträge und berufen, wo die 
Einrichtung noch nicht eingeführt iſt, jeden Monat bis zur Aerndte ein Co⸗ 
mité, welches die eingekommenen Gelder den Unbemittelten einhändigt“, und 
ſchließt mit der Erklärung, daß der genannte Herr Antragſteller, wenn die 
Petition 1 werde, 300 Thaler zu dem gedachten Behufe zu zah⸗ 
len bereit ſei. N 

Marſchall: Die Abtheilung hat nicht geglaubt, daß über dieſen Ge⸗ 
genſtand ein Beſchluß gefaßt werden könne. Wird deſſenungeachtet der An⸗ 
trag unterſtützt? (Wird nicht unterſtützt.) i 

Abg v. Sauden: Es iſt, wie mir mitgetheilt ift, bei vielen Abgeord⸗ 
neten die Beſorgniß vorhanden, daß es bis zum Herbſte an Material zur 
Ernährung fehlen könnte, ich weiß nicht, wie weit im Allgemeinen und in 
welchen Provinzen dieſe Beſorgniß getheilt wird. Ich möchte mir aber die 
Frage erlauben, ob da, wo ſie herrſcht, es nicht zweckmäßig wäre, wie es 
auch in Württemberg geſchehen iſt, vielleicht nur da, wo es von den Abge⸗ 
ordneten der Provinz als wünſchenswerth erachtet würde, eine Aufnahme der 
jetzt vorhandenen Beſtände, gleichviel in weſſen Händen, zu ſammeln und 
gleichmäßig den Bedarf bis zur nächſten Aerndte zu ermitteln, um eine Ueber⸗ 
ſicht zu erhalten, wo vielleicht, auch wenn die Regierung Arbeit und durch 
die Arbeit Geld in die Hände der Nothleidenden giebt, Noth vorhanden fein könnte. 

Abg. Gier (vom Platz): Dem Antrage der Aufnahme der Beſtände 
trete ich bei. j 

Landtags-Kommiſſar: Es iſt von Seiten eines geehrten Mitgliedes 
der Wunſch geſtellt worden, daß das Gouvernement dieſe Maßregel in Er⸗ 
wägung nehmen wolle, und von einem anderen Mitgliede unterſtützt. Ich 
hoffe, die Verſammlung wird ſich dabei begnügen. Nur wenn es zu einer 
weiteren Debatte über dieſen Gegenſtand kommen ſollte, würde ich mich dar⸗ 
über ausſprechen müſſen. - 

Viele Stimmen: Nein! Nein! 7 r 

Marſchall: Der Referent wird die Petition aufſetzen, und ich glaube, 
daß es zur Erſparung von Zeit nicht nöthig ſein wird, daß ſie bei dieſem 
einfachen Gegenſtande nochmals zur Abtheilung komme. Wir fahren jetzt fort 
in der Tagesordnung, und ich bitte den Herrn Abgeordneten v. Münchhauſen— 
Strausfurth, als Referent den Platz einzunehmen. . 

Referent v Münchhauſen⸗Strausfurth lieſt vor: 

Gutachten der dritten Abtheilung der Kurie der drei Stände des er⸗ 
ſten Vereinigten Landtags, betreffend die Petition der Abgeordneten Tſchocke, 
Siebig und Werner wegen nachträglicher Einberufung des Grafen Eduard 
v. Reichenbach auf Waltdorf zum Vereinigten Landtage. Die Abgeordneten 
Tſchocke, Siebig und Werner haben bei Einem Hohen Landtage über die 
Nichteinberuſung des im vorigen Herbſte von dem Brieger Wahlbezirke in , 
Schleſien zum ritterſchaftlichen Abgeordneten erwählten Grafen Eduard von 
Reichenbach auf Waltdorf, reſp. die an deſſen Stelle erfolgte Wahl und Ein⸗ 
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berufung des Grafen v. Strachwitz Beſchwerde geführt und die nachträgliche 
Einberufung des Erſteren zum Landtage beantragt. Nach der Petitions⸗ 
Schrift und einem derſelben zur Begründung beigefügten Exemplare der Leip⸗ 
Ager conſtitutionellen Staatsbürger-Zeitung, welches unter der Ueberſchrift: 
3 des Ober⸗Präſidenten v. Wedell in die Wahlfreiheit der ſchleſiſchen 
Stände und meine Verwahrung dagegen,“ ein Sendſchreiben des Grafen 
Eduard v. Reichenbach an ſämmtliche Mitglieder des Vereinigten Landtags 
enthält, in Verbindung mit dem von dem Königlichen Landtags⸗Kommiſſarius 
hierüber abgegebenen Promemoria iſt das dem Antrage zum Grunde liegende 
Sachverhällniß Folgendes: Bei den im Herbſie vorigen Jahres in der Pro 
vinz Schleſien ſtattgefundenen Ergänzungs⸗Wahlen zum Provinzial-Landtage 
für die nach Ablauf ihrer Wahl-Periode ausgeſchiedenen Abgeordneten und 
Stellvertreter wurde im Brieger, die Kreiſe Brieg, Oppeln, Kreutzburg und 
Falkenberg umfaſſenden Wahlbezirke der Graf Oskar v. Reichenbach auf 
Based zum ritterſchaftlichen Abgeordneten gewählt. Im Wahl⸗Termine 
ergab ſich indeß, daß der Graf Oskar v Reichenbach ſein vorgenanntes Gut 
erst ſeit dem Jahre 1639 beſige, folglich das für die Wählbarkeit geſetzlich 
vorgeſchriebene Erſorderniß des zehnjährigen Grundbeſitzes nicht erfülle, und 
wurde deshalb nach Vorſchrift des Allerhöchſten Reglements über das Verfah⸗ 
sen bei den ſtändiſchen Wahlen vom 22. Juni 1642, welches im F. 12 die 
Beſtimmung enthält, „daß, wenn die Wahl auf ein Mitglied des betreffenden 
Rändiſchen Verbandes fällt, bei welchem die Bedingung des zehnjährigen 
Srundbefiges nicht vollſtändig erfüllt wird, jederzeit noch eine zweite ſubſidig⸗ 
riſche Wahl für den Fall vorzunehmen iſt, daß die erforderliche Königl. Dies 
penſation nicht ertheilt werden follte,« ſofort noch eine ſubſidigire Wahl vor- 
genommen. Dieſe fiel auf den Bruder des principaliter Gewählten, den 
Grafen Eduard von Reichenbach auf Waltdorf. Zum Abgeordneten Stell⸗ 
vertreter war der Landrath des Kreiſes Oppeln, Hoffmann, gewählt, worden. 
Nachdem die Wahl⸗ Verhandlungen dem Landtags-Kommiſſarius für Schle⸗ 
ſten, Ober⸗Präſtdenten v. Wedell, eingereicht worden waren, gelangte auf amt— 
lichem Wege zu deſſen Kenntniß, daß der Graf Eduard von Reichenbach wer 
gen Verbreitung einer verbotenen Schrift von Karl Heinzen, betitelt „weniger 
als 20 Bogen,“ und hierdurch verübter Majeſtäts-Veleidigung, von dem 
Königlichen Ober-Landes-Gerichte in Ratibor zur Kriminal-Unterſuchung ges 
zogen worden ſei. Dieſer Umſtand veranlaßte den Ober- Präſidenten von 
Wedell, in Stelle des in gerichtlicher Unterſuchung befangenen Grafen Eduard 
v Reichenbach eine neue ſubſidiaire Wahl anzuordnen, damit für den Fall, 
daß dem principaliter gewählten Grafen Oskar v. Reichenbach die Allerhöchſte 
Dispenſation nicht zu Theil würde, ein völlig qualifizirter Abgeordneter (Reſkr. 
des Königlichen Miniſteriums des Innern und der Polizei vom 16. Januar 
1841) zur Veſtätigung in Vorſchlag gebracht werden könnte. In dem dar⸗ 
auf abgehaltenen anderweitigen Wahltermine proteſtirten der Graf Oskar v. 
Reichenbach, der Graf Eduard v. Reichenbach und noch zwei andere wahlbe⸗ 
rechtigte Rittergutsbeſttzer gegen die Vornahme einer neuen Wahl; alle übri⸗ 
gen im Termine erſchienenen Wähler, neunzehn an der Zahl, erklärten ſich 
mit der angeordneten neuen Wahl einverſtanden und vollzogen dieſelbe. Das 
Ergebniß der Wahl war, daß der Graf v. Strachwitz auf Proſchlitz in sub- 
sidium als Abgeordneter gewählt wurde, für den Fall, daß dem prineipäliter 
zum Abgeordneten gewählten Grafen Oskar v Reichenbach, deſſen Wahl 
durchaus beſtehen blieb, die Allerhöchſte Dispenſation von der Bedingung des 
zehnjährigen Grundbeſitzes verſagt würde. Der Bericht des Ober⸗Präſidenten 
von Wedell mit den Wahl⸗Verhandlungen hat hierauf Sr. Majeſtät dem 
Könige in Rückſicht der für den Grafen Oskar v. Reichenbach in Antrag ge- 
brachten Allerhöchſten Dispenſation vom zehnjährigen Grundbeſitze vorgelegen. 
Se. Majeſtät der König haben indeß in der darauf erfolgten Allerhöchſten 
Kabincts⸗Ordre vom 19. Februar dieſes Jahres auszuſprechen geruht, daß 
keine hinlänglichen Gründe vorlägen, dem Grafen Oskar v. Reichenbach die 
Dispenfation vom zehnjährigen Grundbeſitze zu ertheilen, und iſt in Folge 
deffen der in subsidium gewählte Graf v. Strachwitz auf Proſchlitz als rit⸗ 
terſchaftlicher Abgeordneter des Brieger Wahlbezirkes beſtätigt und zum Ver— 
einigten Landtage einberufen worden. Die Petenten ſind nun der Anſicht, 
daß in der gegen den Grafen Eduard v. Reichenbach eingeleiteten Kriminal- 
Unterſuchung keine ausreichende Veranlaſſung zur Anordnung und Vornahme 
einer neuen fubfidiairen Wahl gelegen habe, daß es vielmehr bei der erſten 
ſubſidiairen Wahl habe verbleiben müſſen, erachten demgemäß die zweite ſub— 
fidiaire Wahl für geſetzwidrig und tragen deshalb auf die nachträgliche Ein— 
berufung des Grafen Eduard v. Reichenbach an die Stelle des Grafen von 
Strachwitz an. Die Abtheilung kann und zwar in einer Maſorität von 12 
gegen 2 Stimmen, der Folgerung nicht beitreten, noch weniger aber dem dar— 
auf geſtützten Petitions-Antrage ſich anſchließen, ſondern erachtet vielmehr die 
Majorität den Antrag für nicht begründet und iſt der Anſicht, daß das an⸗ 
gegriffene Verfahren des Ober Präſidenten von Wedell in der obwaltenden 
Sachlage und in den geſetzlichen Veſummungen feine vollſtändige Rechtferti⸗ 
gung findet. Nach dem dargeſtellten Sachverhältniſſe geſtaltet ſich nämlich 
der vorliegende Fall dahin: daß im Brieger Wahl-Vezirke ein ritterſchaſtli— 
cher Abgeordneter zum Provinzial-Landtage gewählt worden, welcher wegen 
mangelnden zehnjährigen Grundbeſitzes der Allerhöchſten Dispenſation bedurfte, 
und daß als Erſatzmann für den Fall, daß dem prineipaliter Gewählten die 
Allerhöchſe Dispenſation nicht zu Theil würde, ein Rittergutsbeſitzer gewählt 
und zu beſtätigen war, gegen welchen, noch ehe die Veſtätigung erfolgte, die 
gerichtliche Unterſuchung eingeleitet worden iſt. Es handelte ſich mithin nicht 
von der Befähigung zum Erſcheinen auf dem Kreistage, von welchem der 
Graf Eduard v. Reichenbach als Rittergutsbeſitzer Mitglied iſt oder, ſpezieller 
ausgedrückt, nicht um die Beurtheilung des im F. 6 sub e. der ſchleſiſchen 
Kreis⸗Ordnung als Bedingung zur perſonlichen Ausübung des Stimmrechts 
auf dem Kreistage vorgeſchriebenen unbeſcholtenen Rufes ſeitens der Mitglie- 
der der Kreis-Ritterſchaft nach der Veſtimmung des bereits allegirten F. 7 
ibid., ſondern es handelte ſich zungchſt um Prüfung der Wählbarkeit eines 
zum Provinzial⸗Landtage ſubſidiariſch gewählten, vor erfolgter Veſtätigung 
in gerichtlicher Unterſuchung befangenen ritterſchaftlichen Abgeordneten nach 
Maßgabe des dieſerhalb erlaſſenen Geſetzes wegen Anordnung der Provinzial- 
Stände für das Herzogthum Schlesien ic. vom 27. März 1821. 
„ Weder das Geſetz wegen Anordnung der Provinztal⸗Stände für Schle- 
ſten, noch irgend ein anderes ſtändiſches Geſet ſchreibt ein beſümmtes Ver⸗ 
fahren in Betreff der gänzlichen oder zeitweiſen Ausſchließung beſcholtener Per⸗ 


ſonen aus den Provinzial⸗Ständen vor. Eben fo fehlt es gänzlich an gefet- 
lichen Beſtimmungen über die Kriterien der Beſcholtenheit. Bei dieſem Man⸗ 
gel ſpezieller geſetzlicher Dispofitionen iſt in allen bisher zur Sprache gekom⸗ 
menen bezüglichen Fällen ſtets angenommen worden, daß, wie der Königliche 
Landtags⸗Kommiſſarius nach dem F. 29. des ſtändiſchen Geſetzes unbedenklich 
für befugt und verpflichtet zu erachten, einen Landtags⸗Abgeordneten, welcher 
nach der Wahl ſich ſeines Grundbeſitzes entäußert hat, zum Landtage nicht 
einzuberufen, es eben fo auch auf den Grund des §. 29. und F. 33. der 
pflichtmäßigen Beurtheilung des Landtags - Konmiffarius überlaſſen bleiben 
müſſe, ob der Ruf eines Kandtags- Abgeordneten in dem Grade für beſcholten 
zu erachten ſei, daß von feiner Beſtätigung reſp. Einberufung Anſtand ge⸗ 
nommen werden müſſe. Dabei iſt bisher der Grundſatz feſtgehalten worden, 
daß die Unbeſcholtenheit des Rufes im Sinne der ſtändiſchen Geſetze ſchon 
demjenigen Abgeordneten mangle, welcher eines Verbrechens an eſchuldigt und 
deshalb zur gerichtlichen Unterſuchung gezogen worden iſt. Wenn nun der 
Ober-⸗Präſident v. Wedell amtliche Kenntmig davon erhalten, daß gegen den 
ſubſidiair zum Landtags-Abgeordneten erwählten Grafen Edu ard v. Rei⸗ 
chen bach die Kriminal-Unterſuchung wegen Majeftäts-Beleidigung eingeleitet 
ſei, ſo handelte er nicht nur mit dem bezüglichen ſtändiſchen Geſetze und der 
wiederholt erklärten Allerhöchſten Willensmeinung, ſondern auch mit den Prä⸗ 
cedenz-Fallen vollkommen im Einklange, als er aus der Eröffnung dieſer 
wegen Majeſtäts-Beleidigung inmittelſt anhängig gewordenen Kriminal⸗Unter⸗ 
ſuchung Veranlaſſung nahm, den die Theilnahme an der Provinzial-Stand⸗ 
ſchaft mit bedingenden Ruf des Grafen Eduard v. Reichenbach zum Gegen⸗ 
ſtand ſeiner näheren Erwägung zu machen. Dabei erſcheint der Umſtand, 
daß die gerichtliche Unterſuchung wegen Verbreitung einer verbotenen Schrift 
eingeleitet worden, an ſich indifferent, ſondern war lediglich die Thatſache in 
Betracht zu ziehen, daß die Kriminal-Unterſuchung, und zwar wegen Maje⸗ 
ſtäts⸗Beleidigung, eröffnet worden war. Der Ober-Präſident v. Wedell hat 
nun angenommen, daß der Ruf des Grafen Eduard v. Reichenbach in Folge 
der gegen ihn anhängig gewordenen Kriminal-Unterſuchung, im Sinne der 
ſtändiſchen Geſetze, verletzt ſei. Dieſer Anſicht kann die Majorität der ge⸗ 
horſamſt unterzeichneten Abtheilung nur beitreten. Die Thatſache, daß dieſel⸗ 
ben Standesgenoſſen, von welchen die erſte Wahl des Grafen v. Reichenbach 
ausgegangen, bei dieſem, nachdem gegen ihn die Kriminal-Unterſuchung ein⸗ 
geleitet worden, den Beſitz derjenigen Qualität, welche fie im erſten Wahl- 
termin vorausgeſetzt, als nicht mehr vorhanden erachtet haben, erſcheint der 
überwiegenden Majorität der Abtheilung als ein um ſo wichtigeres Moment, 
als gerade die Standesgenoſſen am beſten geeignet ſein dürften, den Werth 
einer Handlung eines ihrer Mitglieder vom Geſichtspunkte der Standes⸗Ehre 
und der Standſchaft richtig zu würdigen und darüber ein Urtheſl zu fällen, ob 
in concreto dem Vetheiligten das Zeugniß voller oder geſchmälerter Ehren⸗ 
haftigkeit gegeben werden kann oder nicht. Jedenfalls dient die Vornahme 
und der Ausfall der Wahl zur Beſtätigung der Richtigkeit der ſubjektiven 
Ueberzeugung, von welcher ſich der Königliche Landtags-Kommiſſarius bei der 
Anordnung der Wahl hat leiten laſſen. Daß aber bei dieſer Wahl der nach⸗ 
träglich von der Kreis-Ritterſchaft in Neiſſe über die Unbeſcholtenheit des Gra⸗ 
fen Eduard v. Reichenbach abgegebenen Erklärung, auf welche die Antrag⸗ 
welter ſich hauptſächlich ſtützen, ganz abgeſehen davon, daß der gedachten 
Kreis⸗Ritterſchaft nach der früheren Ausführung die Zuſtändigkeit eines Ur⸗ 
theils abging, nicht beigelegt werden kann, bedarf keiner weiteren Ausfüh⸗ 
rung. Es kann ſich vielmehr nach der dargeſtellten Sachlage nur noch dar⸗ 
um fragen, ob der Ober-Präſident v. Wedell, weil nach ſeiner Ueberzeugung 
der Graf Eduard v. Reichenbach die Bedingung im §. 5. N. 4. des Stände⸗ 
gefeges nicht mehr erfüllte, überhaupt befugt geweſen, eine anderweitige Wahl 
anzuordnen, oder ob er nicht viel mehr bis zum Ausgange der gerichtlichen 
Unterſuchung blos auf den im erſten Termine erwählten Stellvertreter, den 
Landrath Hoffmann, habe zurückgehen müſſen. Allein auch hierin iſt die 
Majorität der Abtheilung mit dem Verfahren des Ober-Präſidenten v. We⸗ 
dell vollkommen einverſtanden. Die Majorität der Abtheilung hält daher ſo⸗ 
wohl die Kompetenz des Ober-Präſidenten v. Wedell in dieſer Angelegenheit 
für vollkommen begründet, als auch ſein geſammtes Verfahren und die an⸗ 
derweitig vorgenommene Wahl insbeſondere in allen Beziehungen für vollſtän⸗ 
dig gerechtfertigt und kann eben deswegen den Antrag der Petenten auf nach⸗ 
trägliche Einberufung des Grafen Eduard v. Reichenbach in Stelle des rite 
erwählten, beſtätigten und einberufenen Abgeordneten Grafen v. Strachwitz 
nicht für begründet erachten, erlaubt ſich vielmehr bei Einem Hohen Landtage 
die Zurückweiſung des Petitions-Antrages gehorſamſt in Vorſchlag zu bringen. 
Die aus 2 Mitgliedern der Abtheilung beſtehende Minorität hat gegen die 
vorſtehend entwickelte Anſicht der Majorität und deren Begründung nichts 
Spezielles eingewendet, ſondern nur im Allgemeinen erklärt, daß fie dieſer 
Anſicht beizutreten Bedenken trage. Ein Mitglied der Minorität hat dabei 
dieſer Erklärung noch hinzugefügt, daß nach ſeinem Dafürhalten, wenn es 
bei der erſten Wahl des Grafen Eduard v. Reichenbach nicht habe bewenden 
können, wenigſtens der im erſten Wahl-Termine erwählte Stellvertreter, Land⸗ 
rath Hoffmann, habe Abgeordneter werden müſſen, und daß der im zweiten 
Wahl-Termine erwählte Graf v. Strachwitz nur deſſen Stellvertreter habe 
werden können, folglich nicht der Letztere, ſonder der Erſtere einzuberufen ge⸗ 
weſen ſei. Eine nähere Begründung dieſer Anſicht iſt nicht gegeben worden. 

Berlin, den 12. Mai 1847. a 


Graf v. Bismark-Bohlen. Scheven. Graf v. VBocholz-Affeburg- Krämer. Douglas. 
Grätz. Mincley. Graf v. Stoſch. de Galhaus. Kargezewöti. Sattig. Krauſe. 
v. Steffens. v. Münchhauſen. v. Arnim. 


Marſchall: Die Abtheilung hat in ihrer Majorität den Antrag auf 
Einberufung des Grafen Eduard von Reichenbach zum Vereinigten Landtage 
nicht befürwortet, bevor ich frage, ob der Antrag der Abtheilung Unterſtüz⸗ 
zung ſindet, muß ich dem Abgeordneten Herrn Offermann das Wort geben, 
weil er zur Abtheilung gehört und nicht Gelegenheit gehabt hat, ſeine ab⸗ 
weichende Meinung dort anszufprehene 3 

Abg. Offermann: Wenn ſchon eine bloße Kriminal⸗Unterſuchung für 
Majeſtäts⸗Veleidigung welcher Ausdruck ſo weit geht, daß, wie es hier 
angenommen ift, beinahe feder von Ihnen ſich deſſen zu Schulden kommen 
laſſen kann (Dho! Großes Geräuſch.) Meine Herren, man mache 
einen Unterſchied zwiſchen Majeſtäts⸗Verbrechen und einer einfachen Aeuße⸗ 
rung, bei welcher eine Beleidigung fubfonirt werden kann. Es kann ein 
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adel, ein bloßer Wunſch, wenn er wieder erzählt wird, als Majeſtäts⸗Be⸗ 
ec e — Ich widerſpreche alſo, daß die Meinung im 
Volke beſtehe, daß eine Kriminal⸗Unterſuchung die Beſcholtenheit vorausſegt, 
und ich trage darauf an, daß die Verſammlung, wenn kein beſſerer Erfolg 
zu erzielen iſt, ſich wenigſtens dafür erklärt, daß ſie den Grafen Reichenbach, 
nach dem, was vorliegt, nicht für beſcholten hält. 75 

Marſchall: Bevor ich das Gutachten der Abtheilung zur Berathung 
bringe, frage ich, ob der Antrag: die Einberufung des Grafen von Reichen⸗ 
bach zu erbitten, Unterſtützung findet? (Es geſchieht.) a 

Abg. All noch: Ich kann mich der Anſicht der Abtheilung nicht an⸗ 
fdjließen, die darin beſteht, daß die Annullirung der Wahl des Grafen von 
Reichenbach richtig ſei. Zur Zeit als der Graf von Reichenbach erwählt 
wurde, war er in keiner Unterſuchung verwickelt, erſt ſpäter wurde dieſe ge⸗ 
gen ihn anhängig gemacht, und welche? er ſoll ein verbotenes Buch Jeman⸗ 
den gegeben haben, er ſoll es gegeben haben, und dafür ift eine Unterſu⸗ 
chung eingeleitet. Was hat die Unterſuchung bis jetzt ergeben? es find eine 
Menge Zeugen vernommen worden, ſelbſt in dieſer Verſammlung befinden 
ſich vier oder fünf Mitglieder, die vernommen worden ſind. Ich fordere die⸗ 
ſelben auf, ſich zu erklären, was ſie vernommen haben. (Unruhe in der 
Verſammlung.) Da ich in dem Kreiſe wohne, in welchem der Graf von 
Reichenbach fein Domizil hat, ſo erlaube ich mir nur noch ein paar Worte 
über ſeine Stellung zu ſeinen Standesgenoſſen zuzufügen. Er iſt von den 
Kreisſtänden zum Kreis⸗Deputirten erwählt und durch das Vertrauen ſeiner 
Standesgenoſſen Landesälteſter. Er wurde im vorigen Herbſte zum Dirck⸗ 
tor der Neiſſe⸗Grottkauer Fürſtenthums⸗Laudſchaft erwählt, dieſe Wahl aber 
von Berlin aus abgeſchlagen; in Neuſtadt wurde derſelbe zum Landtags⸗De⸗ 
putirten⸗Stellvertreter und in Brieg zum ſubſidiariſchen Landtags⸗Deputirten 
erwählt. So vergeht keine Gelegenheit, wo er nicht gewählt wird, ſelbſt bei 
dem Kreistage am 31. März wurde er, trotzdem daß er ſich in Unterſuchung 
befindet, zum Kreis-Armen⸗Verbande gewählt. Es muß alſo doch etwas 
vorausgegangen ſein, wodurch ſich dieſer Mann das Vertrauen ſeiner Stan⸗ 
desgenoſſen und des Volks im Allgemeinen erworben hat, und ich kann nicht 
umhin, zu ſagen, daß es mir ſcheint, als ob man dieſen Ehrenmann, der 
ſeine größte Ehre darin ſetzt, Vertreter des Volks zu ſein, rein dem Volke 
entziehen will. 3 1 

Abg. Wodiczta: Ich für meine Perſon bin zwar der Anſicht, daß 
der Ruf des Grafen von Reichenbach unbeſcholten ſei und trete der Meinung 
der Atheilung nicht bei, daß im ganzen Volke die Anſicht feſt wurzele, daß 
bei Einleitung der Kriminal⸗Unterſuchung vor dem Erkenntniß der Ruf eines 
Mannes beſcholten ſei. Dagegen muß ich bekennen, daß Viele hier einer an⸗ 
deren Anſicht find und zwar inſofern, daß die Ehrenhaftigkeit eines in An⸗ 
klageſtand verſetzten Mannes in Zweifel gezogen werden kann. Aus dieſem 
Grunde trete ich zwar nicht allen von der Abtheilung entwickelten Anſichten, 
wohl aber ihren Vorſchlägen bei. * e a 

Abg. Graf v. Stoſch: Als Mitglied der Abtheilung ergreife ich das 
Wort. Ich glaube, daß dieſe vorliegende Frage unter zweierlei Geſichtspunk⸗ 
ten zu betrachten ſei: 1) hat der Ober⸗Präſident feine amtliche Beſugniß 
überſchritten? und 2) iſt der Graf von Reichenbach event. einzuberufen? Die 
erſte Frage bin ich veranlaßt darum zu verneinen, weil das Geſetz vom 27. 
März 1821 F. 29. lautet: „Der Landtags⸗Kommiſſar hat zu prüfen, ob 
ſolche in der Form und nach den Eigenſchaften der Abgeordneten, der Vor⸗ 
ſchrift gemäß, geſchehen ſind. Nur wenn derſelbe in dieſer Beziehung Män⸗ 
gel findet, iſt er berechtigt, eine andere Wahl zu verlangen.“ Man könnte 
die zweite Frage: ob der Graf von Reichenbach event. einzuberufen ſei, fal⸗ 
len laſſen. Ich will aber annehmen, keinesweges jedoch zugeben, daß der 
Oberpräſident v. Wedell ſeine Befugniß überſchritten habe, ſo muß ich mich 
dennoch dahin ausſprechen, daß ſelbſt in dieſem Falle der Graf von Reichen⸗ 
bach nicht einzuberufen ſei. Ich erlaube mir hinzuzufügen, daß die Petition 
eigentlich dahin gerichtet iſt, wenn wir es unverſchleiert nehmen, daß wir die 
Bitte an Se. Mafjeſtät richten follen, daß ein Nittergutsbefiger, der gegen⸗ 
wärtig wegen Mafeſtäts⸗ Beleidigung in Kriminal-Unterſuchung verflochten 
iſt, ſeinen Platz in dieſer Verſammlung einnehmen ſolle. Ich weiß nicht, ob 
von dieſer Verſammlung ein derartiger Antrag an die Stufen des Thrones 
gelangen könnte, nach meinem Gefühl wenigſtens nicht, und ich halte dies 
für durchaus unzuläſſig. Aus den dargelegten Motiven habe ich für die An⸗ 
ſicht der Abtheilung N und wünſche ich, daß die hohe Verſammlung 
dieſer Anſicht beitreten wolle. 

! e. Hohe Verſammlung! Die Darſtellung und Ausſfüh⸗ 
rung des Gutachtens der Abtheilung über die von mir mitunterzeichnete Pe⸗ 
tition if Ihnen bekannt. Sie werden mir geſtatten, meine Gegenanſicht dar⸗ 
über hier auszuſprechen: Es fei mir die Frage erlaubt, wie konnte der Kom⸗ 
miſſar den Ruf der Unbeſcholtenheit für fo vegründet erachten, daß er eine 
neue Wahl anordnete, der Kommiſſar hat alſo etwas gethan, was er nur thun 
konnte und thun durfte, wenn ein gerichtliches Urthell über den Grafen vor⸗ 
handen war, er durfte in dem Augenblicke nicht mehr thun, als den Stell⸗ 
vertreter einberufen und die Wahl des Reichenbach ruhen laſſen. Meine 

erren! Es iſt etwas ſchwer, eine ſolche Behauptung zu widerlegen, ich 
darf mich aber wohl auf die im preußiſchen Volke mir und Ihnen Allen 
nicht unbekannten Urtheile beziehen; wir wiſſen Alle, daß wenn Jemand mit 
Recht oder Unrecht bemängelt oder verunglimpft wird, eine Menge nicht den⸗ 
kungsfähiger Menſchen das für wahr annehmen werden, was fie von Ande⸗ 
ren hören. Wir aber, die wir wiſſen, was in ſolchem Falle zu thun iſt, wir 
haben die Pflicht, uns zu unterrichten, ob eine Anſchuldigung eine ſolche iſt, 
daß der Betreffende ſeine Ehrenhaftigkeit verloren habe. Es iſt auch ange⸗ 
führt worden, daß ein Beweis daraus könne genommen werden, daß die 
Wähler den Grafen von Reichenbach nicht wieder gewählt haben, was fie zu 
thun berechtigt waren. Es kann dies aber auch gar nicht als erheblich be⸗ 
trachtet werden für die Beurthellung der hohen Verſammlung, da durch die 
Nichtwiedererwählung des Grafen Reichenbach auch nicht das Geringſte von 
ſeinem Rechte verloren gehen kann. Es iſt bereits mitgetheilt worden, worin 
diefe Majeſtäts⸗Beleldigung beſteht, wodurch fie herbeigeführt iſt; ich erlaube 
mir dies noch einmal in Erinnerung zu bringen. Sie beſteht darin, daß 
der Graf von Reichenbach eine Broſchüre Jemanden gegeben haben ſoll, ob 
geliehen oder geſchenkt, weiß ich nicht, der nun davon den herrlichen Gebrauch 
gemacht hat, ihn zu denunziren. Erlauben Sie mir, daß ich ſo offen bin, 


wie ich es gern fein möchte; ich glaube, daß Alle, die wir hier ſitzen, ſech ſa⸗ 
gen müſſen, auch ich habe einmal ein verbotenes Buch gehabt, auch ich jabe 
ein verbotenes Buch gelefen. Meine Herren, Sie Haben es vielleicht nicht 
gekauft, als es verboten war, ſondern ehe es verboten war, und wer kennt 
nicht den Reiz, den ein ſolches Verbot hat; wer iſt im Stande, einem Freunde 
die Bitte abzuſchlagen, wenn er kommt und ſagt mir; 90 möchte ihm das 
Buch leihen. Meine Herren! was nun auch immer für die Rechtfertigung 
des Verfahrens ſeitens des Herrn Kommiſſars geſprochen, geſchehen und ge⸗ 
urtheilt werden möge, was auch immer noch gegen die Klage hier angeführt 
und geäußert werden möge, ſo viel iſt gewiß, ich wiederhole es, der Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar hat gethan, was er nach meinem Dafürhalten zu thun nicht 
berechtigt war. Zur Begründung, daß Jemand in den größten Verdacht 
kommen kann unſchuldigerweiſe, dafür Beiſpiele anzuführen, würde mir nicht 
ſchwer werden. Veiſpiele für noch weit größere Anklagen, als dieſe iſt. Ha⸗ 
ben wir doch den Fall erlebt, daß Männer in ihrer Heimath aufgegriffen 
und vier Monate lang eingekerkert waren und nach vier Monaten als ün⸗ 
ſchuldig freigeſprochen wurden. Ich nenne Ihnen einen ſolchen Mann. Es 
ift ni Erf 5 530 61100 Herren, empfehle ich dieſe Peti⸗ 
tion, die Sache des Rechts und der Wahrheit rem Schu r Urtheil 
wird mich zufriedenſtellen. Ait, Bu , N * 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich muß mir die Bemerkung erlauben, daß. 
der Redner, der fo eben geſprochen, Details angegeben gar wie fie ihm von 
der Unterſuchung wider den Grafen von Reichenbach bekannt geworden ſind. 
Doch hätte derſelbe in dieſer Beziehung in ſeiner Rede ein wenig zurückhal⸗ 
tender fein können, da dieſe Details nicht von der angegebenen Art find. 
Die Sache iſt die: wider den Grafen von Reichenbach iſt denunzirt worden, 
daß er eine Schrift verbreitet habe, die Majeſtäts⸗Beleidigung enthielt, und 
das Ober⸗Landesgericht in Ratibor hat noch mehr darin gefunden, nämlich 
den Verſuch des Hochverraths. Das Kammergericht, zum Gutachten darüber 
aufgefordert, iſt aber der letzteren Anſicht nicht beigetreten. Was die Maje⸗ 
ſtäts⸗Beleidigung betrifft, ſo müſſen wir die Entſcheidung darüber dem kom⸗ 
petenten Richter überlaſſen und ich muß bitten, mir die Details zu erlaſſen, 
denn die Unterſuchungs⸗Akten ſind bis jetzt noch für keinen offen. Der kom⸗ 
petente Richter hat die Unterſuchung eingeleitet und wir müſſen erwarten, 
was dieſer darüber erkennen wird. 

Abg. Werner: Ich bin Antragſteller und habe zu bemerken, daß ich 
in dieſer Sache ein Amendement angemeldet habe. Ich ſchicke voraus, daß 
ich die Bemerkung des Herrn Juſtiz-Miniſters für ganz richtig halte und 
nicht weiter darauf eingehe. Ich will nur noch einige kleine Umſtände, welche 
hier in dem Gutachten ausgeſprochen ſind, einer Kritik unterwerfen und ver⸗ 
ſpreche, mich darin ſehr kurz zu faſſen, und ich fange gleich bei der neunten 
Seite an: »Der Graf Eduard von Reichenbach hatte noch gar kein volles 
ſtändiſches Recht; es konnte daher auch von einem zeitweiſen Ruhen, von 
einer bloßen Suspenſton nicht die Rede ſein.« Das bezweifle ich, und daß 
derjenige, der gewählt iſt, noch kein ſtändiſches Recht hat. Durch die Wahl 
hat nach meiner Anſicht ein Jeder ſchon ein ſtändiſches Recht erworben, ob 
hernach die Geſetze anders ausgelegt werden können, weiß ich nicht; was aber 
den Wahlakt im zweiten Termine anbetrifft, da iſt allerdings geſagt worden 
daß nur im Allgemeinen gegen die Wahl proteſtirt ſei, ob fie als 


faktiſcht 
Wahl anzunehmen ſei. Ich muß dagegen fagen, daß 


Vier gegen die Wahl 
proteſtirt und die Anderen geſagt haben, die neue Wahl iſt befohlen „und 
darum müſſen wir noch einmal wählen. Es iſt mir lieb, daß ich nicht einer 
der aft . Geräufch.) 

Marſchall: muß bemerken, daß es nicht e i önlich kei⸗ 
ten einzumiſchen. Ak Gt gol k Vr 

Abg. Werner: Ich erlaube mir nur noch, mein Amendement vorzutra⸗ 
gen: „1) Se. Majeſtät allerunterthänigſt zu bitten, Allergnädigſt befehlen zu 
wollen, daß unter Beſtätigung der geſetzlich erfolgten Wahl des Grafen Edu⸗ 
ard von Reichenbach, deſſen Stellvertreter, Landrath Hoffmann, einberufen 
werde, indem die Rechte des Erſteren, nur fo lange die Kriminal-Unterſu⸗ 
chung daure, als ruhend zu betrachten wäre; event. 2) Se. Majeſtät aller⸗ 
unterthänigſt zu bitten, die geſetzlich erfolgte Wahl des Grafen von Reichen⸗ 
bach ſodann Allergnädigſt beſtätigen zu wollen, wenn derſelbe in der über ihn 
verhängten Kriminal⸗Unterſuchung freigeſprochen werde, ſeine vollkommene 
Unbeſcholtenheit mithin hierdurch geſetzlich feſtſtehe.“ Ich bitte Sie, zu beden⸗ 
ken, daß, wenn die vollſtändige Freiſprechung erfolgt iſt, wie kommt es, daß 
er ſechs Jahre lang dem Urtheil des Ober-Präſtdenten ſich fügen muß, weil 
man den Letzteren für befugt erachtete, ihn blos aus dem Grunde, weil er in 
eine Kriminal-Unterſuchung verwickelt war, von den ſtändiſchen Rechten aus⸗ 
zuſchließen; ich empfehle deshalb das Amendement der verehrten Verſamm⸗ 
lung und bitte nur noch, daß wir hier vorzüglich zeigen mögen, daß es gilt, 
nicht die ſchroffe Auslegung der Buchſtaben des Geſetzes zu bewahren, ſondern 
zu zeigen, daß wir unſer Recht wahren wollen, wie es in der Bruſt des Bie⸗ 
dermannes ſich findet. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Die Sache iſt fo dargeſtellt worden, als wenn 
die Einleitung der Unterſuchung abſichtlich bis auf 10 Wochen ausgeſetzt 
wäre. Ich habe ſchon früher bemerkt, daß das Oberlandesgericht aueh d 
Anſicht geweſen, daß das Kammergericht kompetent wäre, die Unterſuchung 
einzuleiten. Das Kammergericht hat indeſſen zuerſt aus formellen U 
Anſtand genommen, das Gutachten zu erſtatten. Nach Beſeitigung dieſes Bes 
denkens hat es das erforderte, ſchon oben gedachte Gutachten abgegeben. Zieht 
man den gewöhnlichen Geſchäftsgang in Erwägung, fo iſt es einleuchkend, 
daß die Unterſuchung nicht früher eröffnet werden konnte, und daß die Were 
zögerung der Unterſuchung nur durch Hin- und Herſchreiben entſtanden iſt. 

Landtags⸗Kommiſſar: Der geehrte Redner, welcher zuletzt die Red⸗ 
ner⸗Tribüne verlaſſen, hat auch dieſer Angelegenheit die Wendung geben wol⸗ 
len, als ſei fie eine Tendenz⸗Angelegenheit, als fei der Graf v. Reichenbach 
deshalb als Landtags⸗Deputirter nicht beſtätigt worden, weil er einer Paxtet 
angehöre.. Ich glaube, daß das Gouvernement ſeit den 24 Jahren des Beſte⸗ 
hens unferer provinzialſtändiſchen Verfaſſung in Beziehung auf die ekti⸗ 
rung der Wahlfreiheit ſich einen ſehr guten Ruf erworben hat. In den 
vorliegenden Falle iſt wenigſtens die Central⸗Verwaltung vollkommen unbe⸗ 
theiligt, indem dieſelbe erſt nach der Beendigung der Wahlen 1155 m Sach⸗ 
verhältniß in Kenntniß geſetzt iſt, ob der ee en Ruf erwor⸗ 
ben hat, wegen Tendenzen und Meinungen Ungerechtigketten zu begehen, das 
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möge die Verſammlung, das mögen namentlich die Mitglieder aus der Pros 
vinz Schleſten beurtheilen. (Viele Stimmen: Nein!) Was nun den zehnwö⸗ 
chentlichen Aufenthalt zwiſchen der Wahl und der Beſtätigung aulangt, fo 
muß ich bemerken, daß auch hieraus auf keine Tendenz geſchloſſen werden 
kann, weil erſt ſämmtliche Wahlen vollendet ſein müſſen, ehe die Wahlliſten 
an das Miniſterium des Innern und von dort an die ſtändiſche Immediat⸗ 
Kommiſſton eingereicht werden, und mithin eine ungewöhnliche Verzögerung 
in keiner Weiſe ſtattgefunden hat. 3 

Meiner Anſicht nach, handelt es ſich übrigens nicht darum, ob der Graf 
Reichenbach zur Zeit ſeiner Wahl beſcholten war oder nicht, ob er jetzt be⸗ 
ſcholten iſt oder nicht. Es handelt ſich auch nicht darum, ob der Wahl-Kom⸗ 
miſſarius, indem er eine neue Wahl anordnete, in ſeinem Rechte war, oder 
nicht; ſondern es handelt ſich lediglich darum, wer von den beiden gewählten 
Perſonen rite und vollſtändig gewählt worden iſt und wer nicht. Hier liegt 
aber eine unvollſtändige Wahl vor, diejenige des Grafen Reichenbach, 
weil ihr die Beſtätigung fehlt, und eine nach allen Formen vollſtändige und 
beſtätigte Wahl, diejenige des Grafen Strachwitz; deshalb hat der Graf 
Strachwitz ein volles und wohlerworbenes Recht, Mitglied dieſer Verſamm— 
lung zu ſein, auch wenn der Ober-Präſident ſeine Wahl mit Unrecht ange⸗ 
ordnet hätte. Daher kann, meiner Ueberzeugung nach, in keinem Falle der 
Antrag geſtellt werden, eine nicht vollſtändig gewählte Perſon ſtatt der voll— 
ftändig gewählten einzuberufen, ſondern es könnte ſich nur um eine Beſchwerde 
wider den Wahl-Kommiſſarius handeln. Eine ſolche Beſchwerde dürfte aber 
der hohen Verſammlung nicht zuſtehen, da ſich dieſelbe mit allgemeinen Lan⸗ 
des⸗Angelegenheiten, nicht mit Einzel-VBeſchwerden gegen Beamte, zu befaſſen 
hat. (Vielfacher Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich frage nun, ob der Wunſch, die Debatte zu ſchließen, 
Unterftügung findet? (Die Mehrzahl unterſtützt den Antrag.) Jetzt will 
ich den Antrag zur Frage ſtellen: ob überhaupt die Debatte geſchloſſen, nicht 
ob fie vertagt werden ſolle? Diejenigen, welche wünſchen, daß es zur Ab⸗ 
ſtimmung komme, bitte ich aufzufichen. (Das Stimmenverhältniß konnte 
nicht überſehen werden, weshalb der Marſchall durch die Ordner die Stim⸗ 
men zählen läßt) Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: für den 
Schluß der Debatte ſind 216 Stimmen, für die Fortſetzung derſelben 262 
Stimmen. (Bravo!) Da die Zeit zu weit vorgerückt iſt, ſo ſchließe ich heute 
die Sitzung. In der morgenden Sitzung, die um 10 Uhr beginnt, wird Zu: 
vörderſt die heutige Debatte fortgeſetzt; dann find an der Tages-Ordnung: 
die Gutachten über das Petitionsrecht, über die ſtändiſchen Wahlen in Be⸗ 
ziehung auf die Diſſidenten; dann folgt das Gutachten über die Ergänzung 
der Herren-Kurie und das Gutachten über das Schutzgeld, 

(Schluß der Sitzung nach 1 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 18. Mai. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitz des Landtags-Marſchalls von 
Rochow um 10 Uhr 20 Minuten, mit Verleſung des Protokolls der vorigen 
Sitzung durch den Secretair von Vockum⸗Dolffs. 

Marſchall: Findet ſich zum Protokoll etwas zu bemerken? Da nichts 
zu bemerken iſt, fo erkläre ich das Protokoll für genehmigt Der Herr Ab⸗ 
geordnete v. Schenkendorſf hat die Bitte, welche die Verſammlung an Se. 
Majeſtät den König in Veziehung auf den Nothſtand richten will, abgefaßt. 
Ich bitte, den Entwurf vorzutragen. 

Abg. v. Schenkendorf (lieſt vor), 

Marſchall: Iſt etwas gegen die Faſſung dieſer Erklärung der Ver— 
ſammlung zu bemerken? 

Abg. v. Brünneck: Ich möchte noch bitten, den Zuſatz zu machen, daß 
die höchſt mögliche Ausdehnung und Beſchleunigung erbeten werde 

Eine Stimme: Soll dieſe Erklärung, fo wie fie hier vorgeleſen iſt, 
an Se. Majeſtät den König abgehen? 5 

Marſchall: Sie iſt nicht an Se. Majeſtät den König gerichtet, ſon— 
dern wird von mir an den Herrn Marſchall der Herren-Kurie geſandt wer⸗ 
den, damit dieſe Angelegenheit auch dort berathen werden kann, und wenn 
der Beitritt der Herren-Kurie erfolgt iſt, gehen allerdings beide Schriften an 
Se. Majeſtät den König, ohne daß fie jedoch an Allerhöchſtdieſelben gerichtet 
find, indem fie durch Vermittelung des Herrn Landtags-Kommiſſars beför— 
dert werden. Alſo iſt die vorgeleſene Erklärung angenommen? Herr Reſe⸗ 
rent von Katte hat ebenfalls den Entwurf des Biltſchreibens, betreffend die 
Abänderung des Geſchäfts-Reglements, abgefaßt; derſelbe iſt bereits durch die 
Abtheilung degangen und dort genehmigt worden. 

Referent v. Katte: (vLieſt den vorerwähnten Entwurf vor). 

Marſchall: Wenn gegen dieſe Faſfung nichts eingewendet wird, fo 
erkläre ich fie für angenommen, und wenn ſonſt keine Vemerkung zu machen 
iſt, damit zugleich der ganze Entwurf. Wir werden jetzt in der geſtern abge— 
brochenen Berathung fortfahren. Ich bitte den Herrn Referenten, ſeinen 
Platz einzunehmen. Der Herr Abgeordnete Graf Renard hat das Wort 
verlangt. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich muß mir erlauben, eine kurze Erklä— 
rung abzugeben. Ich habe nach. der geſtrigen Sitzung erfahren, daß mehrere 
Mitglieder der Verſammlung Anſtoß an meiner Acußerung genommen haben, 
welche dahin ging, daß, wenn ſich der Autrag auf eine Veſchwerde gegen den 
Ober⸗Präſtdenten v Wedell reduziren Tolle, dieſe kein Gegenſtand der Ver— 
handlung der hohen Verſammlung ſein werde. Ich habe bei dieſer oder einer 
ähnlichen Aeußerung allerdings den F. 13. des Geſetzes vom 3. Februar im 
Auge gehabt, welcher lautet: „Dem Vereinigten Landtage ſteht das Recht 
zu, Uns Bitten und Beſchwerden vorzutragen, welche innere Angelegenheiten 
des ganzen Staates oder mehrerer Provinzen betreffen, wogegen Bitten und 
Beſchwerden, welche allein das Intereſſe der einzelnen Provinzen betreffen, 
den Provinzial⸗Landtagen verbleiben.“ Hieraus habe ich geſchloſſen, daß die 
Beſchwerde gegen einen Beamten in einem einzelnen Falle, wegen einer 
Verfügung, die ſich nicht auf das Ganze der Monarchie oder mehrere Pro— 
vinzen bezieht, kein Gegenſtand der Bitte oder Veſchwerde der hohen Ver— 
fammlung fein könne. Ich gebe aber gern zu, daß, wenn ein Prinzip durch 
eine ſolcht fingulaire Bitte oder Beſchwerde belegt oder gleichſam erläutert 
werden ſoll, dann allerdings die Cognition der hohen Verſammlung nicht 
ausgeſchloſſen iſt; daß, wenn alſo in dem vorliegenden Falle Se. Majeſtät 
gebeten werden ſollten, das Prinzip anzuerkennen, daß der Ober-Präfident 


v. Wedell nicht befugt geweſen ſei, die Wahl des Grafen v. Reichenbach zu 
beanſtanden, in formeller Beziehung nichts zu erinnern wäre. Ich hoffe, daß 
der Gegenſtand durch dieſe Erklärung ſeine Erledigung gefunden haben wird. 

Abg. Graf Renard: Wenn ein Theil der geehrten Redner, die geſtern 
von dieſem Platze aus geſprochen haben, das Benehmen des ſchleſiſchen Land⸗ 
tags⸗Kommiſſars tadelten, daß er feine Pflicht, feine Beſugniß überſchritten 
habe, ſo glaube ich, müſſen wir zwei Standpunkte verlaſſen, von denen die 
geehrten Redner ausgingen, und andere Standpunkte, die zu Recht beſtehen, 
einnehmen. Ein Theil der geehrten Redner ſchien mir von dem Standpunkte 
des Geſetzes über die Beſcholtenheit auszugehen, das letzthin unſerer Bera⸗ 
thung vorgelegen hat. Dieſes Geſetz iſt noch nicht zu Recht beſtehend. Für 
den Landtags⸗Kommiſſar von Schleſien war blos zu Recht beſtehend das Ge⸗ 
ſetz, das ihm die Pflicht auferlegte, die Wahlen zu prüfen Die Prüfung 
dieſer Wahlen iſt in dieſem Geſetz nicht an das Urtheil der Kreisſtände ge⸗ 
knüpft, ſie iſt feinem Ermeſſen überlaſſen. Wir müſſen ferner den Stand⸗ 
punkt verlaſſen, den einige geehrten Redner angenommen haben, wenn fie 
ſich hier als Wahlberechtigte, als Kreisſtände denken, wir müſſen den Stand⸗ 
punkt einnehmen, den der Landtags-Kommiſſar als ſolcher einzunehmen hat. 
Dem Landtags⸗Kommiſſar lag ganz einfach das Faktum vor, daß das Ober⸗ 
Landesgericht von Schleſien der Anſicht war, es läge hier ein Fall des Hoch⸗ 
verraths vor, da der Begriff dieſes Wortes nicht ſcharf deſinirbar iſt. So 
war das Ober-Tribunal nicht dieſer Anſicht. Hierauf hat das ſchleſiſche 
Ober Landesgericht eine Kriminal-Unterſuchung wegen Majeſtäts-Beleidi⸗ 
gung 
Abg. Milde: Das iſt kein perſönliches Faktum, das iſt der Distuf- 
ſion vorgegriffen. (Unruhe.) 1215 

Marſchall: Allerdings muß ich bemerken, daß der Vortrag ein wer 
nig über die Grenze einer blos perſönlichen Bemerkung hinausging. 

Abg. Graf Renard: Ich habe nichts gegen den geehrten Redner ſagen 
wollen, ich wollte bloß einer Mißdeutung vorbeugen. 

Marſchall: Um ſo mehr iſt dieſe Sache erledigt, und ich werde nun 
die Redner nach der Reihefolge aufrufen. b 

Abg. Milde: Es ſcheint mir ein ſehr gefährliches Präcedenz, wenn 
im Laufe der Debatte irgend ein Redner über ein perſöndiches Faktum das 
Wort erbittet und dann auf die Sache ſelbſt eingeht und ſo eigentlich der 


Diskuſſion vorgreift. 

Marſchall: Das iſt auch jetzt gerügt worden. Der Herr. Redner 
hat das ſelbſt eingeſehen und iſt abgetreten. Es wird nun die Reihefolge be- 
obabachtet werden. Ich fordere zuerſt den Herrn Abgeordneten Schneider auf. 

Abg. Schneider (aus Schönebeck): Meine Herren, ich muß mich gegen 
das Gutachten der Abtheilung erklären. Die Abtheilung iſt bei der Beur- 
theilung der vorliegenden Petition von zwei Vorausſetzungen oder von den 
beiden Vorausſetzungen ausgegangen, daß einmal die Wahl eines Abgeordne⸗ 
ten erſt dann, wenn die Veftätigung erfolgt ſei, ein Recht habe; und daß 
zweitens die Unbeſcholtenheit eines zum Abgeordneten erwählten Indiduums 
von dem ſubjektiven Urtheil des Provinzial-Landtags-Kommiſſars abhinge. 
Wären dieſe beiden Vorausſetzungen richtig, ſo würde das Verfahren des 
Ober-Präſidenten der Provinz Schleſien, wie das Gutachten befagt, begründet 
und gerechtfertigt ſein. Ich halte aber dieſe beiden Vorausſetzungen für falſch. 
Die Behauptung, daß die Wahl eines Landtags-Abgeordneten erſt durch die 
Veſtätigung ein Recht erhalte, iſt von der Abtheilung durch die Kabinets⸗ 
Ordre vom 20. November 1820 zu beweiſen geſucht. Dieſe Kabinets⸗Ordre 
ſpricht aber nicht für, ſondern gegen eine ſolche Annahme. Durch dieſe 
KRabinets-Drdre iſt nicht das Recht der Wahl von der Beſtätigung abhängig 


gemacht, ſondern im Gegentheil erklärt, daß eine Beſtätigung nicht nöthig 
wäre. Geſetzlich iſt gegenwärtig nur derjenige als beſcholten anzuſehen, gegen 


welchen ein rechtskräftiges Erkenntniß, (Unruhe) durch welches ihm die Ehren⸗ 
rechte abgeurtheilt ſind, vorliegt; eine andere Veſcholtenheit giebt es in der 
gegenwärtigen Geſetzgebung nicht, am allerwenigſten aber wird dem Ober- 
Präſidenten das Recht zugeſprochen, das furchtbare Recht, über die Ehren⸗ 
haftigkeit eines Landtags-Abgeordneten nach ſubjektiver Ueberzeugung zu ur⸗ 
theilen. Ich erlaube mir, folgenden Antrag vorzulegen: „Se. Majeſtät den 
König allerunterthänigſt zu bitten, die ſubſidiariſche Wahl des Grafen Eduard 
von Reichenbach zum Landtags- Abgeordneten für die Ritterſchaft der Kreiſe 


Brieg, Oppeln, Kreuzburg und Falkenburg — weil ſich geſetzlich gegen fie 


nichts erinnern laſſe — aufrecht zu erhalten und den Grafen Eduard von 
Reichenbach — da die prinzipale Wahl die Allerhöchſte Dispenfation nicht 
erhalten — fofort zum Vereinigten Landtage gnädigſt einzuberufen, oder, 
falls die gegen den Grafen Eduard von Reichenbach eingeleitete Kriminal- 
Unterſuchung dieſerhalb Hinderniſſe in den Weg legen ſollte, den Letzteren bis 
zur gerichtlichen Entſcheidung durch feinen Stellvertreter, Landrath Hoffmann, 
vertreten zu laſſen.“ 
Abg. Freiherr v. Vincke: Wir ſind dem verehrten Mitgliede für die 
Stadt Görlitz, glaube ich, zu großem Danke verpflichtet, daß er die Dis⸗ 
tuffion auf den eigentlichen Standpunkt zurückgeführt und namentlich die Dis 
ſtinction begründet hat zwiſchen der Kompetenz-Frage und, für den Fall, daß 
die Kompetenz bewieſen werden möchte, der Anwendung auf den vorliegenden 
Fall. Ich kann übrigens mit allen von ihm gezogenen Folgerungen, mich 
nicht einverſtanden erklären; ich bin vielmehr der Anſicht, daß dem ber⸗ 
Präſidenten weder die Kompetenz zuſtand, die vorliegende Frage zu entſchei⸗ 
den, noch daß er für den Fall, daß man dieſe Frage bejahen möchte, von 
dieſer Kompetenz den rechten Gebrauch gemacht hat. Was sunachfi die Kom⸗ 
petenz betrifft, ſo find wiederholt ſowohl von den verehrten Mitgliedern als 
auch von dem Herrn Landtags-Kommiſſar die geſeslichen Beſtimmungen uns 
entgegengeführt worden, daß nämlich die ae Provinzial⸗Landtags⸗Kom⸗ 
miffare nur das Recht haben, zu entſcheld en e eine Wahl in Bezug, auf 
die Form und auf die Eigenſchaſten der Gewählten als gültig anzunehmen 
ſei, und daß eben nur ſolches Mache auch früher Se. Majeſtät der König, 
um eine allgemeine Einheit in dieſen Entſcheidungen herbeizuführen, ſich ſelbſt 
vindizirt, aber ſpäter daſſelbe Recht überlaffen hat an die Immediat⸗Kommiſ⸗ 
ſion für ſtändiſche Angelegenbeiten. Es ſieht alſo die Sache ſo, daß der Pro⸗ 
vinzial⸗Landtags⸗Kommiſſar oder der Ober⸗Präſident darüber zu befinden hatte, 
ob dem Grafen v. Reichenbach ſämmtliche nöthige Eigenſchaften und nament⸗ 
lich, worum es ſich hier handelt, die Eigenſchaft der Unbeſcholtenheit zur 
Seite ſtand. (Fortſetzung folgt.) 


